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Die KaTbelluitbahnen auf den Möller- und RheinbabenschäeKten der Kgl. Berginspektion 2 
zu Gladbeck i. W.

Von Berginspeictor A. P i l z ,  D r. der S taatsw issenschaften, Gladbeck.

Bei den Kokereien hat die Gewinnung der Neben
erzeugnisse im I.aufe der Zeit erheblich an Bedeutung 
gewonnen. Für diese, wie Benzol, Ammoniak usw., War 
auch im Frieden im allgemeinen stets genügend Nach
frage vorhanden, während Koks zur Zeit ungünstiger 
Absatzverhältnisse gestürzt werden mußte. Die Zechen 
unterhielten daher Kokslagerplätze, die m eist stark in 
Anspruch genommen waren. Mit dem Fortschreiten des 
Bergbaues nach Norden und der ihm .folgenden Anlage 
großer Kokereien gestaltete sich der Absatz für Koks 
noch ungünstiger, was die Erweiterung der vorhandenen 
Koksplätze nötig machte. Das Fehlen von Ausdehnungs

vorrichtungen besitzen, b ietet die Kokslagerung erheb
liche Schwierigkeiten, für deren zweckmäßige Über
windung die nachstehend beschriebenen Anlagen Bei
spiele liefern.

Für die Möller- und Rheinbabenschächte der Kgl. 
Berginspektion 2 stellte sich bald nach Kriegsausbruch 
die Notwendigkeit heraus, eine leistungsfähige Sturz- 
und Verlademöglichkeit für Koks zu schaffen, falls nicht 
in absehbarer Zeit überhaupt eine Lagerung von Koks 
unmöglich werden sollte.

Die bei den Kokereien allgemein üblichen Be
förderungseinrichtungen, wie feste Brücken in Ver-
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Abb. 2. G rundriß 
der K abelluftbahn auf den M öllerschächten.

möglichkeiten bei den altern Anlagen in den S tadt
gebieten, ferner das Steigen der Bodenpreise zwingen 
allmählich dazu, durch technische Einrichtungen die 
vorhandenen Koksplätze weitgehend auszunutzen, die 
ebenso wie die Verladeeinrichtungen so beschaffen sein 
sollen, daß auch in Fällen gesteigerten Sturzbetriebes_ 
die Rampen möglichst wieder schnell frei werden.

Für die Werke, die einerseits über keine großen Sturz
flächen verfügen und anderseits keine mechanischen, 
auch bei Lcutemangel genügend leistungsfähigen Sturz

bindung m it gewöhnlichen Aufzügen, wurden geprüft, 
gleichzeitig aber auch erwogen, ob nicht die von der 
Firm a Adolf Bleichert & Co. in Leipzig-Gohlis unter 
dem Sammelnamen Kabelkrane bereits in zahlreichen 
Fällen auch zur Verladung von Massengütern aus
geführten Seilbahnkrane für die Verladung und das 
Stürzen des Koks zweckmäßig sein würden.

U nter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse, 
der Leistungsfähigkeit und vor allem der ausgedehnten 
Sturzgelegenheit wurde der Bau von Kabelkranen be
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schlossen. Bei der Verschiedenheit der Raum Verhältnisse 
auf den beiden Schachtanlagen und der Notwendigkeit, 
auch sonstige Umstände zu berücksichtigen, sind diese 
Kabelluftbahnen nicht gleichartig ausgebildet worden, 
so daß jede Anlage, soweit es sich nicht um allgemeine 
bauliche Einzelheiten handelt, für sich besprochen 
werden muß.

Auf den M ö lle rsc h ä c h te n  liegt die Kokerei a, wie 
aus den Abb. 1 und 2 zu ersehen ist, zwischen dem 
Zechenbahnhof b und den von ihm ausgehenden An
schlußgleisen c. Als Kokslager diente bis zur Errichtung 
der Kabelluftbahn in erster Linie der Platz d zwischen 
den Ammoniakwaschern e und den Öfen, da er sich 
leicht erreichen und in gewissem Sinne auch leicht 
bedienen ließ. Ein Übelstand war jedoch, daß ein großer 
Teil der Leitungen /, die von den Öfen zu dem Maschinen
raum g und den Ammoniakwaschcrn- e gehen, über ihn 
hinwegführte. Die Sturzgelegenheit fand also nach oben 
eine- Grenze, sollten nicht die Leitungen m it Koks über
deckt werden. Eine solche Bedeckung war jedoch ge
fährlich, da dann bei Betriebstörungen die Rohre nur 
schwierig und m it größerm Zeitverlust nachgesehen 
werden konnten. Ein weiteres, allerdings etwas ent
fernteres Lager h schloß sich rechtwinkelig an die über
brückten Anschlußgleise an.

Die vorhandenen Anlagen, wie der K lärbehälter i  
und der Hochbehälter k, ließen nur wenig Raum für die 
Verankerung der Masten frei. Außerdem erforderten 
die Gasleitung und die Ammoniakwaschcr m it den zu
gehörigen Behältern besondere Schutzmaßnahmen, die 
weiter unten erwähnt werden.

Unter Berücksichtigung der örtlichen Raum
schwierigkeiten und sonstigen Hindernisse wuide der 
Kabelkran, wie Abb. 1 zeigt, als ortfester sogenannter 
Mastenkabelkran ausgeführt. Die Kabelluftbahn sollte 
das ganze Gelände überspannen und erhielt daher unter 
vollständiger Ausnutzung des zur Verfügung stehenden 
Lagerplatzes eine Spannweite' von ungefähr 400 m. 
Die Bahn sollte, in der Lage sein, den Koks sämtlicher 
vier Ofengruppen von 160 Öfen bei Vorhandensein des 
ungünstigsten Zustandes, d. h. bei Ausschluß jeder 
Verlademöglichkeit,' zu bewältigen.

In  jedem Ofen werden durchschnittlich 6,7 t  Koks 
erzeugt, bei 120 in 24 st gezogenen Öfen waren demnach 
rd. 800 t  Koks zu verladen. Die Höchsttragkraft der 
Anlage ist zu 3300 kg angenommen worden. Die Kipp
kübel fassen jedoch nur 2,5 t  Koks, so daß bei 14 
Fahrten 14 - 2,5 =  3 5 1 /s t geleistet werden. Die Leistung 
ist von der Schnelligkeit der Kippkübelbeladung ab
hängig; bei guten Einrichtungen und geschulter Be

d ienung können 20 bis 23 Fahrten in 1 st gemacht 
werden.

Mit der Kabelluftbahn sollte auf möglichst kleinem 
Raum eine möglichst große Koksmenge gelagert werden. 
Infolgedessen m ußten die beiden Kabelkranmasten 
eine entsprechende Höhe erhalten. Sie beträgt vom 
Boden aus gerechnet 37 m. Um ferner den Lagerplatz; 
auch in der Breite besser ausnutzen zu können, wurden 
beide Kabelkranmasten in einer der Firm a Bleichert 
geschützten B auart errichtet, welche die Masten seitlich

zu verschwenken gestattet. Die Verschwenkbarkeit der 
Mastköpfe beträgt, von der Mittelstellung aus ge
rechnet, nach beiden Seiten 4,0 — 4,5 m. Auf diese Weise 
ergibt sich ein um ungefähr 8 -  9 m breiteres Arbeitsfeld. 
Bei einer Lagerlänge von 300 in und einer m ittlern 
Lagerhöhe von 20 m lassen sich auf diese Weise un
gefähr 50 000 cbm Koks m ehr unterbringen. Die beiden 
Masten sind, wie die Abb. 3 erkennen läßt, als G itter
träger von quadratischem Querschnitt ausgebildet und

Abb. 3. K abelm ast am  Ende des Kokslagers.

enden in Kabelfüßen, die in ungefähr 2 m über den 
Erdboden ragenden Druckfundamenten aus Eisen
beton verankert sind. Die erheblichen Belastungen und 
Seilziige werden durch diese unbedingt sichere Ver
lagerung in einwandfreier Weise auf die Druckfunda
mente übertragen, so daß ein Auftreten von schädlichen 
Nebenspannungen ausgeschlossen ist. Die Grundfläche 
der Fundam ente is t so gewählt, daß die Belastung des 
Bodens 1 kg/qcm nicht überschreitet.

Zu seiner Versteifung und weitern festen Verlagerung 
wird jeder Mast nach rückwärts und an beiden Seiten 
durch kräftige Ankerseile gehalten, die ebenfalls in 
besondern Gewichtsfundamenten verlagert sind. Die 
beiden seitlichen Ankerseile laufen auf Handwinden, 
die zur Seitenverschwenkung der Masten dienen.

Das Maschinenhaus n  für die Winden und Motoren 
sowie das auf einem etwa 13 m hohen Gerüst aufgebaute 
Führerhaus o (s. Abb. 1) mußten unter Berücksichtigung 
der örtlichen Verhältnisse unter dem Tragseil errichtet 
werden. Das Führerhaus ist im Gegensatz zu ähnlichen 
Anlagen fest und unabhängig von der Anlage gebaut. 
Das bei dem Schwanken des Seiles für den Führer unan-, 
genehme Fahren auf der Katze fällt dabei fort. Außer
dem vermag der Führer die ganze Fahrlänge zu über
sehen, was bei etwaigen Störungen und bei Unvorsichtig-
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keit der Verlademannschaft von'W ichtigkeit ist. Abb. 4 
zeigt dicjK abelhiftbahn in ihrer ganzen Erstreckung.

Noch weniger günstig als auf den Möllerschächten 
liegen die Verhältnisse auf den R h e in b a b e n sc h ä c h  en, 
wie die Abb‘. 5 und 6 erkennen lassen.

forderte. Außerdem mußte eine besonders starke Ver
ankerung vorgesehen werden. Nach rückwärts wird 
der Turm durch zwei kräftige Ankerseile-gehalten, um 
den auftretenden erheblichen Seilzügen und Belastungen 
zu begegnen. Die B auart des Turmes läßt Abb. 7 er-

rAbb. 4. A nsicht der ganzen K abelluftbahnanlage auf*den’ M öllerschächten.

Abb. 5. Aufriß

im untern Teil torartig  ausgebildet werden, dam it der 
Verkehr an der Durchgangstelle unbehindert blieb. 
Die Stützweite dieses Tores ließ sich nur auf knapp 

-7 m  bemessen, was bei der großen Höhe des Turmes 
eine besonders kräftige Ausbildung der Streben er-

24 s t die Kokslieferung von 80' Abhitze- und 40 Re
generativöfen stürzen können. In  jedem Ofen werden 
bei einem Ofengang 6,8 t  erzeugt, so daß bei täglich un
gefähr 86 gezogenen Öfen 585 t  Koks zu stürzen sind. 
Die Tragkraft und Leistungsfähigkeit dieser Anlage ent-

Für das Maschinenhaus a nebst der Stütze b war 
nur zwischen dem- Bureau c und den Koksöfen d ein 
9 m breiter Platz vorhanden. Außer dem die Auf
stellung der Stütze behindernden Betriebsgebäude und 
den Öfen war auch die Überquerung sehr wichtiger 
Rohrleitungen /  zu berücksichtigen, die nicht verlegt 
werden konnten, wenn nicht Betriebstörungen auf der 
Kokerei eintreten sollten. Infolgedessen mußte hier an 
Stelle eines nach drei Seiten abzufangenden .Mastes ein 
schlanker, ungefähr 37 m hoher T urm ' errichtet und

kennen. Die Gegenstütze ist, wie die Abb. 5 und 8 
zeigen, in gleicher Weise wie auf den Möllerschächten 
als einfacher in ' Strebe stehender Mast ausgebildet und 
besitzt, von der obern Höhe des Wcrkflurs gerechnet, 
ebenfalls 37 m Höhe. Um auch hier eine größere Aus
nutzung des Lagerplatzes zu erzielen, erhielt der Mast 
die gleiche Seitenverschwenkbarkeit wie auf den Möller
schächten. Die Spannweite der Kabelluftbahn wurde 
unter Ausnutzung des zur Verfügung stehenden Lager
platzes auf 320 m bemessen. Der Kabelkran muß in
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Abb. 6. G rundriß
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spricht genau derjenigen auf den Möllerschächten, 
was noch den Vorteil bietet, daß die Ersatzteile durch
einander passen und für beide Anlagen verwendbar sind.-

Die TJnabänderbarkeit gesetzlicher Bestimmungen des Allgemeinen Berggesetzes durch 
das Gewerkschaftsstatut.

Von R ech tsanw alt D r. ju r

Die grundlegende Vorschrift des ABG. über die
jenigen Bestimmungen des Gesetzes, die”: durch das 
Gewerkschaftsstatut nicht abgeändert werden können, 
en thält § 94 Absatz 3: Die Bestimmungen der §§95 
bis 110, 114 Absatz 2 und 123 bis 128 dürfen durch das 
S ta tu t nicht abgeändert werden.

D am it gibt das Gesetz" selbst eine erschöpfende 
Aufzählung derjenigen Bestimmungen, die für die 
Mitglieder der Gewerkschaft zwingend sind, von.ihnen 
also nicht durch eine anderweitige Fassung des Gewerk
schaftsstatuts abgeändert werden können.

Im  einzelnen ist zunächst zu erwähnen, daß selbst
verständlich auch die Bestimmung des § 94 Absatz 3 
selbst nicht durch eine entsprechende Klausel des Ge
w erkschaftsstatuts außer K raft gesetzt werden kann, 
um auf diese Weise den von dieser Vorschrift ver
folgten, den Gewerken aber unerwünschten Zweck auszu
schalten. Das ist zwar positiv im Gesetz nicht zum Aus
druck gekommen, folgt aber ohne weiteres aus der N atur 
der Sache, ohne daß in dieser Beziehung irgendwelche 
Bedenken oder Zweifel obwalten könnten.

Wenn gleichwohl das S ta tu t der Gewerkschaft 
der Vorschrift des § 94 Absatz 3 zuwider unabänderbare

. H . W e r n e  b ü r g ,  Köln.

Bestimmungen des ABG. abändert, also z. B. bestimmt, 
daß für die Verbindlichkeiten der Gewerkschaft nur der 
einzelne Gewerke mit seinein Vermögen, nicht das 
Gewerkschaftsvermögen haften solle, oder auch, daß 
die Gewerkschaft durch das Ausscheiden einzelner Mit
glieder aufgelöst werde, oder daß der einzelne Gewerke 
auf Teilung klagen könne (vgl. §§ 99 und 100 ABG.), 
so erhebt sich die bedeutsame Frage, welchen Einfluß 
ein derartiges, in diesem Einzelpunkt dem Gesetz wider
sprechendes Gewerkschaftsstatut auf den Bestand der 
Gewerkschaft in rechtlicher Beziehung ausübt. Zu
nächst ist als unzweifelhaft hervorzuheben, daß diese 
Einzelbestimmung des Gewerkschaftsstatuts nichtig ist, 
da hier die gesetzliche Bestimmung des § 134 BGB. 
eingreift, die vorschreibt, daß ein gegen ein gesetzliches 
Verbot verstoßendes Rechtsgeschäft nichtig ist, wenn 
sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. Ein Rechts
geschäft im Sinne dieser letztem  Bestimmung ist das 
Gewerkschaftsstatut, weil dadurch nicht nur die Rechts
verhältnisse der Gewerkschaft dritten, ih r fremden 
Personen gegenüber, sondern auch d ie . Rechtsbe
ziehungen der Gewerken untereinander geregelt werden, . 
so daß es hierfür nicht- nur den Charakter eines Rechts-

Abb. 7. A nsicht des Turm es.

Das Maschinenhaus a, in dem die Katzenfahr- und 
die Hubwinde untergebracht sind, ist in dem Turm 
gerüst selbst aufgestellt, dam it der Durchgangsverkehr 
freibleibt. Das Führerhaus g, das eine bequeme und 
ausreichende Übersicht über das ganze Arbeitsfeld 
gewährt, befindet sich in ungefähr 13 m Höhe auf einer 
seitlichen Plattform  (s. Abb. 7). (Schluß f.)



22. Juni 1918 G lü c k a u f 389

geschäftes, sondern geradezu eines obligatorischen Ver
trages trägt. Aus dem ABG. ergibt sich nicht, daß bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 94 Absatz 3 im 
einzelnen keine Nichtigkeit eintreten soll (§ 134 BGB. 
letzter Halbsatz), daher greift die durch § 134 BGB. 
ausgesprochene Nichtigkeit bezüglich der statutarischen, 
dem § 94 Absatz 3 ABG. widersprechenden Einzel
bestimmung in vollem Umfange durch. Über den 
weitem  Einfluß dieser eintretenden Nichtigkeit der 
statutarischen Einzelbestimmung gehen jedoch die An
sichten auseinander. Nach der herrschenden Meinung, 
der sich auch' das Reichsgericht in seiner Entscheidung 
vom 12. Dezember 18811 angeschlossen hat, hat die 
Nichtigkeit dieser Ein^elbestimmung des Gewerkschafts
statu ts die Folge, daß nunmehr, die ganze gewerk
schaftliche Verfassung ausgeschlossen ist und keine 
Gewerkschaft im Sinne des ABG.', sondern ein nach 
den allgemeinen Bestimmungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches zu beurteilendes Gesellschaftsverhältnis 
zwischen den Mitgliedern der Personenvereinigung, von 
denen die Gründung einer Gewerkschaft beabsichtigt 
worden war, vorliegt. Widersprochen wird dieser Auf
fassung besonders von W e sth o ff , der als Regel an
nimmt, daß nur die betreffende Einzelbestimmung des 
Gewerkschaftsstatuts nichtig sei, während im übrigen 
sowohl der Bestand des gewerkschaftlichen S tatu ts als 
auch der gesamte rechtliche Bestand der Gewerkschaft 
als solcher durch diese eintretende Teilnichtig
keit nicht berührt werde. Zur Begründung seiner Auf
fassung führt Westhoff aus2: »Nach Maßgabe der §§ 94 ff. 
ABG. tr itt, sobald ein Bergwerk einer Gemeinschaft 
zufällt, als gesetzlich notwendige Gesellschaftsform die 
Gewerkschaft ein, wofern dieselbe nicht durch besondere 
W illenserklärung ausgeschlossen ist, und zwar greift 
diese gewerkschaftliche Verfassung m it der weitern 
Maßgabe Platz, daß für sie die in den §§ 94 ff. ABG. 
gegebenen Vorschriften die für sie maßgebliche 
Satzung bilden, soweit dieselbe " nicht in gesetzlich 
zulässiger Weise eine Abänderung erfahren hat. 
Beschließt die Gewerkschaft dementgegen ein S tatut, 
welches in einem Punkt dem § 94 Absatz 3 wider
spricht, so is t es zunächst nur zweifellos, daß diese 
E inzelbestim m ung des S tatu ts nichtig ist (§ 134 BGB.). 
Zweifelhaft kann aber schon sein, ob vorliegend die 
Nichtigkeit einer Teilbestim m ung die Ungültigkeit des 
ganzen S tatu ts zur Folge hat. Regelmäßig wird man 
das Gegenteil anzunehmen haben (§ 139 BGB.). Denn 
regelmäßig wird die W illensmeinung der Gewerkschaft 
dahin gehen, wenn auch die eine oder andere ihrer 
statutarischen Vorschriften ungültig ist, doch wenigstens 
die übrigen aufrechtzuerhalten. Sollte man aber nach 
Lage des einzehren Falles eine solche Willensrichtung 
der Vertragschließenden nicht annehmen können, so 
kann man daraus doch noch nicht folgern, daß nun nicht 
bloß das S ta tu t selbst ungültig, sondern die gewerk
schaftliche Verfassung überhaupt ausgeschlossen sei. 
Im  Gegenteil h a t doch, wenn das von der Gewerkschaft 
beschlossene Gewerkschaftsstatüt nichtig und deshalb 
so zu behandeln ist, als wenn es gar nicht beschlossen 
sei, nunm ehr das Gesetz darüber zu entscheiden, welches

1 E ntscll. i. Z iv. B d. 6, S. 281.
2 Das P reu ß isch e  G ew erk sch aftsrech t, 1312, S. 25.

Rechtsverhältnis eintritt, wenn eine Personenmehrheit 
ein Bergwerk erwirbt, ohne etwas über das entstehende 
Rechtsverhältnis bestim m t zu haben; m it ändern 
W orten: Man wird annehmen müssen, daß in solchem 
Falle die gewerkschaftliche Verfassung m it den Normal
bestimmungen der §§ 94 ff. Platz greift. Nur dann ist 
man m. E. berechtigt, bei einem Verstoß gegen § 94 
Absatz 3 die gewerkschaftliche Verfassung als aus
geschlossen zu betrachten, wenn der Fall des § 140 BGB. 
vorliegt, d. h. wenn die Vertragschließenden, wenn
gleich sie ein Gewerkschaftsstatut zu tätigen erklärten, 
in W ahrheit eine Vereinbarung gemäß § 133 ABG. 
haben treffen wollen, und überdies die sonstigen Vor
aussetzungen dieses Paragraphen vorliegen, d. h. wenn 
also die sämtlichen Gewerken für den Fall der Nichtigkeit 
bzw. Nichtgenehmigung des S tatu ts überhaupt die 
gewerkschaftliche Verfassung haben ausschließen und 
einstimmig die Beurteilung ihrer gegenseitigen Rechts
verhältnisse nach allgemeinen zivilrechtlichen Grund
sätzen gewollt haben«.

Wie schon bem erkt wurde, vertritt das Reichsgericht 
den entgegengesetzten Standpunkt, daß nämlich durch die 
vertragsmäßige Abänderung derjenigen Bestimmungen, 
die durch das S tatu t nicht abgeändert werden dürfen, 
die Gewerkschaft aufhöre, eine Gewerkschaft im Sinne 
des ABG. zu sein: »In Anerkennung dieser Grundsätze«, 
so führt das Reichsgericht dann weiter in dieser E n t
scheidung aus1, »hat das preußische Obertribunal in dem 
von der Klägerin angezogenen Erkenntnis vom 7. Januar 
1874 für eine unter der Herrschaft des ABG. an einem 
Steinkohlenbergwerk entstandene Mitbeteiligung an
genommen, daß ein gewerkschaftliches Verhältnis 
nicht bestehe, weil in dem von den beiden Mitbeteiligten 
geschlossenen notariellen Vertrage sich der eine (Be
sitzer von 75 Kuxen) zur Tragung aller Beiträge behufs 
Erfüllung der Schuldverbindlichkciten der Gewerkschaft 
und behufs des Betriebes und zu allen Lasten verpflichtet 
hatte, während dem ändern Mitbeteiligten (Besitzer von 
25 Kuxen) Befreiung von jeder Zubuße zugesichert war. 
Auf gleichem Grunde beruht das Erkenntnis des Reichs
oberhandelsgerichtes vom 6. April 1877, welches sich auf 
ein erst nach Einführung des ABG. verliehenes Berg
werk bezieht. H ier ist ausgeführt, daß eine Gewerk
schaft nicht zustande kommt, wenn der Alleineigen
tüm er eines Bergwerkes an einen ändern Kuxe ver
äußert, die gegen die Regel des § 101 Abs. 1 ABG. auf 
einer Einteilung des Bergwerkes in 1000 Teile und nicht 
in 100 Teile beruhen. Es wird für diesen Fall eine förm
liche und rechtsgültige (statutarische) Konstituierung 
(§ 101 Abs. 2) verlangt«.

Prüft man diese beiden einander entgegengesetzten 
Ansichten zunächst im allgemeinen, • so ergibt sich, daß 
offensichtlich die herrschende, auch von dem Reichs
gericht vertretene Ansicht die schärfere, der Entstehung 
und Bildung einer Gewerkschaft ungünstigere ist. Es 
fragt sich, ob dieses Ergebnis wirtschaftlich zu recht- 

. fertigen und befriedigender ist als das der von Westhoff 
vertretenen, der Gewerkschaftsentstehung günstigem 
Meinung. Diese Frage ist m. E. unbedenklich zu be
jahen, wie ein Blick auf die durch das S ta tu t nicht

1 a. a. O. S. 285.
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Abb. 7. A nsicht des Turm es.

spricht genau derjenigen auf den Möllerschächten, 
was noch den Vorteil bietet, daß die Ersatzteile durch
einander passen und für beide Anlagen verwendbar sind.

Abb. 8.

Das Maschinenbaus a, in dem die Katzenfahr- und 
die Hubwinde untergebracht sind, ist in dem Turm
gerüst selbst aufgestellt, damit der Durchgangsverkehr 
freibleibt. Das Führerhaus g, das eine bequeme und 
ausreichende Übersicht über das ganze Arbeitsfeld 
gewährt, befindet sich in ungefähr 13 m Höhe auf einer 
seitlichen Plattform (s. Abb. 7). (Schluß f.)

Die Unabänderlbarkeit gesetzlicher Bestimmungen des Allgemeinen Berggesetzes durch 
das Gfewerkscliaftsstatut.

Von R echtsanw alt Dr. ju r

Die grundlegende Vorschrift des ABG. über die
jenigen Bestimmungen des Gesetzes, die? durch das 
Gewerkschäftsstatut nicht abgeändert werden können, 
enthält § 94 Absatz 3: Die Bestimmungen der §§95 
bis 110, 114 Absatz 2 und 123 bis 128 dürfen durch das 
S ta tu t nicht abgeändert werden.

Damit gibt das Gesetz- selbst eine erschöpfende 
Aufzählung derjenigen Bestimmungen, die für die 
Mitglieder der Gewerkschaft zwingend sind, von. ihnen 
also nicht durch eine anderweitige Fassung des Gewerk
schaftsstatuts abgeändert werden können.

Im  einzelnen ist zunächst zu erwähnen, daß selbst
verständlich auch die Bestimmung des § 94 Absatz 3 
selbst nicht durch eine entsprechende Klausel des Ge
werkschaftsstatuts außer K raft gesetzt werden kann, 
um auf diese Weise den von dieser Vorschrift ver
folgten, den Gewerken aber unerwünschten Zweck auszu
schalten. Das ist zwar positiv im Gesetz nicht zum Aus
druck gekommen, folgt aber ohne weiteres aus der N atur 
der Sache, ohne daß in dieser Beziehung irgendwelche 
Bedenken oder Zweifel obwalten könnten.

Wenn gleichwohl das S ta tu t der Gewerkschaft 
der Vorschrift des § 94 Absatz 3 zuwider unabänderbare

'. H . W e r n e  b ü r g ,  Köln.

Bestimmungen des ABG. abändert, also z. B. bestimmt, 
daß für die Verbindlichkeiten der Gewerkschaft nur der 
einzelne Gewerke m it seinem Vermögen, nicht das 
Gewerkschaftsvermögen haften solle, oder auch, daß 
die Gewerkschaft durch das Ausscheiden einzelner Mit
glieder aufgelöst werde, oder daß der einzelne Gewerke 
auf Teilung klagen könne (vgl. §§ 99 und 100 ABG.), 
so erhebt sich die bedeutsame Frage, welchen Einfluß 
ein derartiges, in diesem Einzelpunkt dem Gesetz wider- 

; sprechendes Gewerkschaftsstatut auf den Bestand der 
Gewerkschaft in rechtlicher Beziehung ausübt. Zu
nächst ist als unzweifelhaft hervorzuheben, daß diese 
Einzelbestimmung des Gewerkschaftsstatuts nichtig ist, 
da hier die gesetzliche Bestimmung des § 134 BGB. 
eingreift, die vorschreibt, daß ein gegen ein gesetzliches 
Verbot verstoßendes Rechtsgeschäft nichtig ist, wenn 
sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. Ein Rechts
geschäft im Sinne dieser letztem  Bestimmung ist das 
Gewerkschaftsstatut, weil dadurch nicht nur die Rechts
verhältnisse der Gewerkschaft dritten, ih r fremden 
Personen gegenüber, sondern auch d ie , Rcchtsbe- 
ziehungen der Gewerken untereinander geregelt werden, . 
so daß es hierfür nicht- nur den Charakter eines Rechts-
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geschäftes, sondern geradezu eines obligatorischen Ver
trages trägt. Aus dem ABG. ergibt sich nicht, daß bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 94 Absatz 3 im 
einzelnen keine Nichtigkeit eintreten soll (§ 134 BGB. 
letzter Halbsatz), daher greift die durch § 134 BGB. 
ausgesprochene Nichtigkeit bezüglich der statutarischen, 
dem § 94 Absatz 3 ABG. widersprechenden Einzel
bestimmung in vollem Umfange durch. Über den 
weitern Einfluß dieser eintretenden Nichtigkeit der 
statutarischen Einzelbestimmung gehen jedoch die An
sichten auseinander. Nach der herrschenden Meinung, 
der sich auch das Reichsgericht in seiner Entscheidung 
vom 12. Dezember 18811 angeschlossen hat, hat die 
Nichtigkeit dieser Einzelbestimmung des Gewerkschafts
statu ts die Folge, daß nunmehr, die ganz? gewerk
schaftliche Verfassung ausgeschlossen ist und keine 
Gewerkschaft im Sinne des ABG.', sondern ein nach 
den allgemeinen Bestimmungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches zu beurteilendes Gesellschaftsverhältnis 
zwischen den Mitgliedern der Personenvereinigung, von 
denen die Gründung einer Gewerkschaft beabsichtigt 
worden war, vorliegt. Widersprochen wird dieser Auf
fassung besonders von W e s th o ff , der als Regel an
nimmt, daß nur die betreffende Einzelbestimmung des 
Gewerkschaftsstatuts nichtig sei, während im übrigen 
sowohl der Bestand des gewerkschaftlichen S tatu ts als 
auch der gesamte rechtliche Bestand der Gewerkschaft 
als solcher durch diese eintretende Teilnichtig
k eit nicht berührt werde. Zur Begründung seiner Auf
fassung führt Westhoff aus2: »Nach Maßgabe der §§ 94 ff. 
ABG. tr itt, sobald ein Bergwerk einer Gemeinschaft 
zufällt, als gesetzlich notwendige Gesellschaftsform die 
Gewerkschaft ein, wofern dieselbe nicht durch besondere 
Willenserklärung ausgeschlossen ist, und zwar greift 
diese gewerkschaftliche Verfassung m it der weitern 
Maßgabe Platz, daß für sie die in den §§ 94 ff. ABG. 
gegebenen Vorschriften die für sie maßgebliche 
Satzung bilden, soweit dieselbe " nicht in gesetzlich 
zulässiger Weise eine Abänderung erfahren hat. 
Beschließt die Gewerkschaft dementgegen ein S tatut, 
welches in einem Punkt dem § 94 Absatz 3 wider
spricht, so ist es zunächst nur zweifellos, daß diese 
E inzelbestim m ung des S tatu ts nichtig ist (§ 134 BGB.). 
Zweifelhaft kann aber schon sein, ob vorliegend die 
Nichtigkeit einer Teilbestim m ung die Ungültigkeit des 
ganzen S ta tu ts zur Folge hat. Regelmäßig wird man 
das Gegenteil anzunehmen haben (§ 139 BGB.). Denn 
regelmäßig wird die Willensmeinung der Gewerkschaft 
dahin gehen, wenn auch die eine oder andere ihrer 
statutarischen Vorschriften ungültig ist, doch wenigstens 
die übrigen aufrechtzuerhalten. Sollte man aber nach 
Lage des einzelnen Falles eine solche Willensrichtung 
der Vertragschließenden nicht annehmen können, so 
kann man daraus doch noch nicht folgern, daß nun nicht 
bloß das S ta tu t selbst ungültig, sondern die gewerk
schaftliche Verfassung überhaupt ausgeschlossen sei. 
Im  Gegenteil h a t doch, wenn das von der Gewerkschaft 
beschlossene Gewerkschaftsstatüt nichtig und deshalb 
so zu behandeln ist, als wenn es gar nicht beschlossen 
sei, nunmehr das Gesetz darüber zu entscheiden, welches

1 E ntsch . i. Z iv. Bd. 6, S. 28i.
2 D as P reu ß isch e  G ew erk sch aftsrech t, 1912, S. 25.

Rechtsverhältnis ein tritt, wenn eine Personenmehrheit 
ein Bergwerk erwirbt, ohne etwas über das entstehende 
Rechtsverhältnis bestim m t zu haben; m it ändern 
W orten: Man wird annehmen müssen, daß in solchem 
Falle die gewerkschaftliche Verfassung m it den Normal
bestimmungen der §§94 ff. Platz greift. Nur dann ist 
man m. E. berechtigt, bei einem Verstoß gegen § 94 
Absatz 3 die gewerkschaftliche Verfassung als aus
geschlossen zu betrachten, wenn der Fall des § '140 BGB. 
vorliegt, d. h. wenn die Vertragschließenden, wenn
gleich sie ein Gewerkschaftsstatut zu tätigen erklärten, 
in W ahrheit eine Vereinbarung gemäß § 133 ABG. 
haben treffen wollen, und überdies die sonstigen Vor
aussetzungen dieses Paragraphen vorliegen, d. h. wenn 
also die sämtlichen Gewerken für den Fall der Nichtigkeit 
bzw. Nichtgenehmigung des S tatu ts überhaupt die 
gewerkschaftliche Verfassung haben ausschließen und 
einstimmig die Beurteilung ihrer gegenseitigen Rechts
verhältnisse nach allgemeinen zivilrechtlichen Grund
sätzen gewollt haben«.

Wie schon bem erkt wurde, vertritt das Reichsgericht 
den entgegengesetzten Standpunkt, daß nämlich durch die 
vertragsmäßige Abänderung derjenigen Bestimmungen, 
die durch das S ta tu t nicht abgeändert werden dürfen, 
die Gewerkschaft aufhöre, eine Gewerkschaft im Sinne 
des ABG. zu sein: »In Anerkennung dieser Grundsätze«, 
so führt das Reichsgericht dann weiter in dieser E n t
scheidung aus1, »hat das preußische Obertribunal in dem 
von der Klägerin angezogenen Erkenntnis vom 7. Januar 
1874 für eine unter der Herrschaft des ABG. an einem 
Steinkohlenbergwerk entstandene Mitbeteiligung an
genommen, daß ein gewerkschaftliches Verhältnis 
nicht bestehe, weil in dem von den beiden Mitbeteiligten 
geschlossenen notariellen Vertrage sich der eine (Be
sitzer von 75 Kuxen) zur Tragung aller Beiträge behufs 
Erfüllung der Schuldverbindlichkeiten der Gewerkschaft 
und behufs des Betriebes und zu allen Lasten verpflichtet 
hatte , während dem ändern Mitbeteiligten (Besitzer von 
25 Kuxen) Befreiung von jeder Zubuße zugesichert war. 
Auf gleichem Grunde beruht das Erkenntnis des Reichs
oberhandelsgerichtes vom 6. April 1877, welches sich auf 
ein erst nach Einführung des ABG. verliehenes Berg
werk bezieht. H ier ist ausgeführt, daß eine Gewerk
schaft nicht zustande kommt, wenn der Alleineigen
tüm er eines Bergwerkes an einen ändern Kuxe ver
äußert, die gegen die Regel des § 101 Abs. 1 ABG. auf 
einer Einteilung des Bergwerkes in 1000 Teile und nicht 
in 100 Teile beruhen. Es wird für diesen Fall eine förm
liche und rechtsgültige (statutarische) Konstituierung 
(§ 101 Abs. 2) verlangt«.

Prüft man diese beiden einander entgegengesetzten 
Ansichten zunächst im allgemeinen.,.so ergibt sich, daß 
offensichtlich die herrschende, auch von dem Reichs
gericht vertretene Ansicht die schärfere, der Entstehung 
und Bildung einer Gewerkschaft ungünstigere ist. Es 
fragt sich, ob dieses Ergebnis wirtschaftlich zu recht- 

. fertigen und befriedigender ist als das der von Westhoff 
vertretenen, der Gewerkschaftsentstehung günstigem 
Meinung. Diese Frage ist m. E. unbedenklich zu be
jahen, wie ein Blick auf die durch das S ta tu t nicht

1 a. a. O. S. 285.
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abänderbaren Bestimmungen des ABG. zeigt. Als Be
weis sei der für dritte mit der Gewerkschaft abschließende 
Personen besonders wichtige § 99 ABG. herausgegriffen. 
Danach soll den Gläubigem der Gewerkschaft für 
deren Verbindlichkeiten nur deren Vermögen haften. 
Wtirde’diese Bestimmung durch das S ta tu t der Gewerk
schaft abgeändert, etwa in der Weise, daß die Gewerken 
den Gläubigem nur bis zu einem bestimmten Betrage 
zu haften hätten, oder auch, daß das Vermögen der 
Gewerkschaft ihren Gläubigern nicht ganz, sondern nur 
bis zu einem bestimmten Betrage haften solle, so würde 
diese Bestimmung des Gewerkschaftsstatuts überein
stimmend nach beiden Ansichten für nichtig zu erklären 
sein, wie sich aus § 94 Abs. 3 in Verbindung m it § 134 
BGB. ergibt und bereits oben angedeutet worden ist. 
W ährend aber nach der herrschenden (reichsgerichtlichen) 
Ansicht als weitere Folge das Vorliegen einer Gewerk
schaft überhaupt nicht mehr, sondern lediglich' das 
eines zivilrechtlichen'| Gesellschaftsverhältnisses' anzu
nehmen wäre, würde nach Westhoff gleichwohl die Ge
werkschaft als solche Bestand haben und nur diese 
Teilbestimmung des Gewerkschaftsstatuts nichtig sein, 
letzteres also im übrigen Gültigkeit behalten. Demnach 
wäre also in dem gewählten Beispiel nach der West- 
lioffschen Ansicht für die Gewerkschaft trotz des 
statutarischen Ausschlusses der § 99 ABG. maßgebend, 
so daß also für ihre Verbindlichkeiten nur ih r Vermögen, 
und zwar in vollem Umfange, den Gläubigem haften 
würde. Nach der reichsgerichtlichen Auffassung würde, 
da sich die Personenvereinigung lediglicli als eine Gesell
schaft des bürgerlichen Rechtes darstellt, lediglich dessen 
Normen entscheidend sein, so daß also für ihre Ver
bindlichkeiten nicht nur ihr gesamtes Vermögen, 
sondern auch das Privatvermögen der Gesellschafter * 
dem Zugriff der Gläubiger unterläge. Nach der West- 
hoffschen Ansicht sind also die Gläubiger der Personen
vereinigung, Tdie eine Gewerkschaftsgründung beab
sichtigt hatte, ungünstiger gestellt als nach der reichs
gerichtlichen Auffassung, da nach ih r auch das P rivat
vermögen der einzelnen Mitglieder haftet.

Gegen die Westhoffsche und für die reichsgerichtliche 
Ansicht spricht noch ein weiterer Grand. Nach W est
hoff soll ja das Gewerkschaftsstatut regelmäßig aüf- 
rechterhalten und die Gewerkschaft als solche bestehen 
bleiben, nämlich dann, wenn «die Willensmeinung der 
Gewerkschaft dahin geht«. Damit gibt er zu, daß auch 
Ausnahmefälle eintreten können, in denen die reichs
gerichtliche Auffassung zutrifft, also keine Gewerkschaft 
(und auch kein Gewerkschaftsstatut), sondern lediglich 
eine bürgerlichrechtliche Gesellschaft zur Entstehung 
gelangt, nämlich dann, wenn »die sämtlichen Gewerken 
für den Fall der Nichtigkeit bzw. Nichtgenehmigung 
des S tatu ts überhaupt - die gewerkschaftliche Ver
fassung haben ausschließen und einstimmig die Be
urteilung ihrer gegenseitigen Rechtsbeziehungen nach 
allgemeinen zivilrechtlichen Grundsätzen gewollt haben«1. 
Damit wird aber zweifellos für die außenstehenden 
Gläubiger dieser Personenvereinigung eine höchst un
sichere und sehr ungünstige Rechtslage geschaffen,

1 BGB. s  140, ABG. § 133.

denn in jedem Streitfall wäre zunächst die Frage zu 
entscheiden, welche W illensrichtung bei den Mit
gliedern der Personenvereinigung vorlag, ob sie bei 
Kenntnis von der Ungültigkeit der statutarischen 
Einzelbestimmung den Bestand einer Gewerkschaft im 
Sinne des ABG. überhaupt gewollt haben oder nicht, 
ganz abgesehen davon, daß im erstem  Falle die Willens
richtung in dieser Hinsicht bei sämtlichen Mitgliedern 
der Personenvereinigung vorliegen muß, die Aufrecht
erhaltung der Gewerkschaft als solcher also schon an 
dem entgegengesetzten Willen eines Mitgliedes 
scheitert. Dadurch wird natürlich diese Personenver
einigung ihren Gläubigem gegenüber in eine weitaus 
bessere Rechtslage versetzt, die sich rechtlich durchaus 
nicht begründen läßt, denn selbstverständlich werden 
ihre Mitglieder in allen Haftungsfällen die ihnen 
günstigere Erklärung abgeben, daß sich ih r Wille 
übereinstimmend auf die Aufrechterhaltung einer 
Gewerkschaft gerichtet habe, da sie dann ja  nicht mehr 
persönlich, wie bei Vorliegen einer bürgerlichrechtlichen 
Gesellschaft (nach der reichsgerichtlichen Auffassung) 
haften, sondern lediglich das Vermögen der zu bildenden 
Gewerkschaft, das Gesellschaftsvermögen, von den 
Gläubigern in Anspruch genommen werden kann. Diese 
unterschiedliche Behandlung der hier möglichen Fälle 
gibt Westhoff auch selbst dadurch zu, daß er in dem 
einen der erwähnten Fälle, in dem ein bzw. zwei Ge
werken von jeder Verpflichtung zur Leistung von Bei
trägen entbunden sein sollten, die Richtigkeit der 
reichsgerichtlichen Auffassung anerkennt, weil man 
hier als zu vermutenden W illen der Vertragschließenden 
annehmen könne, daß sie die dam it unverträgliche 
Gewerkschaftsverfassung nicht gewollt hätten. In dem 
ändern Falle, wo der bisherige Alleineigentümer des 
Bergwerks zwecks Gründung einer Gewerkschaft m it 
einem ändern zusamm entrat und diesem Kuxe übertrag, 
denen nicht die Zahl 100, sondern 1000 zugrandelag, 
nim mt er dagegen den rechtlichen Bestand der Gewerk
schaft als solcher an, weil dann regelmäßig der Aus
schluß der gewerkschaftlichen Verfassung nicht gewollt 
worden sei. Dagegen wäre nach der zutreffend er
scheinenden reichsgerichtlichen Ansicht in beiden 
Fällen ohne Rücksicht auf den zu vermutenden 
Willen der Vertragschließenden gleichmäßig anzu
nehmen, daß nunm ehr gar keine Gewerkschaft im Sinne 
des ABG., sondern lediglich eine nach Maßgabe des 
bürgerlichen Rechtes zu beurteilende Gesellschaft vor
läge. Diese einheitliche Entscheidung entspricht aber 
wirtschaftlich durchaus den begründeten Interessen der 
Gläubiger, da hiernach die Rechtslage für sie klar und 
einheitlich zu beurteilen ist. In  rechtlicher Beziehung 
würde übrigens bei der Westhoffschen Ansicht noch die 
weitere nicht zweifelsfreie Frage entstehen, wer den 
Beweis des tatsächlichen Vorliegens dieser oder 
jener W illensrichtung der Gewerken zu führen hätte, 
diese oder der betreffende Gläubiger, ganz abgesehen 
davon, daß der Beweis eines tatsächlich vorliegenden 
Willens in schlüssiger Weise regelmäßig gar nicht ge
führt werden kann, vielmehr in der Regel nur aus 
etwa vorliegenden Umständen des Einzelfalles Wahr
scheinlichkeitsschlüsse gezogen werden können.
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Schließlich kommt noch in B etracht, daß sich die 
Aufstellung des Gewerkschaftsstatuts und die Gewerk
schaftsgründung rechtlich nicht allein als ein rein zivil
rechtlicher Vertrag, sondern auch in vielen Beziehungen, 
wenn nicht sogar überwiegend, als ein organschaftlicher 
Akt mit öffentlichrechtlichem Charakter kennzeichnen. 
Das geht m it unzweifelhafter Deutlichkeit besonders 
aus der Bestimmung des § 94 Abs. 2 ABG. hervor, 
nach der das Gewerkschaftsstatut zu seiner rechtlichen 
Gültigkeit der Genehmigung einer staatlichen Behörde, 
nämlich des Oberbergamtes, bedarf. Diese gesetzliche 
Bestimmung bezweckt offenbar in erster Linie den 
Schutz der spätem  Gläubiger der Gewerkschaft, will 
also die Aufnahme von Bestimmungen in das Gewerk
schaftsstatut, die für die Gläubiger schädigend und nach
teilig wirken, möglichst verhindern. Für die rechtliche 
Beurteilung der Frage nach dem Vorliegen einer Gewerk
schaft ist daher auch nicht in allen Fällen im Sinne des 
ABG. allein das Zivilrecht maßgebend, vielmehr greifen 
hierbei auch öffentlichrechtliche Grundsätze Platz; 
es erscheint also rechtlich nicht zweifelsfrei, ob die von 
W esthoff zur Begründung seiner Auffassung ange
zogenen Bestimmungen der §§ 139 und 140 BGB. 
überhaupt anwendbar sind. Demnach dürfte der reichs
gerichtlichen, übrigens auch herrschenden Ansicht vor
der Westhoff sehen der Vorzug zu geben sein.

Streitig ist, ob § 130 ABG. durch eine dahingehende 
Bestimmung des Gewerkschaftsstatuts ausgeschlossen 
werden kann. Nach dieser für den Gewerken sehr 
wichtigen Bestimmung kann er nämlich seine Ver
urteilung und die Vollziehung dadurch abwenden, daß 
er unter Überreichung des Kuxscheines den Verkauf 
seines Anteils zur Befriedigung der Gewerkschaft anheim- 
stellt. Während das Reichsgericht1 sowie das Oberlandes
gericht Dresden2und Klostermann-Thielmann8 annehmen, 
daß der Grundsatz des § 130 ABG. durch das Gewerk
schaftsstatut ausgeschlossen werden kann, vertritt West
hoff die Anschauung, daß er zwar der statutarischen 
Änderung unterliege, seine völlige Ausschließung durch 
das Gewerkschaftsstatut aber unzulässig sei4. In diesem 
Falle habe das Oberbergamt einem derartigen S ta tu t die 
Genehmigung zu versagen. Schlüter und Hense sind 
der Ansicht6, daß § 130 auch nicht statutarisch ab
geändert werden könne. Auf jeden Fall sei, wenn einmal 
diese Bestimmung nicht von vornherein aufgehoben 
worden ist, eine nachträgliche Aufhebung oder Be
schränkung des Rechtes- daraus ohne Zustimmung säm t
licher Gewerken unzulässig, weil das Recht daraus ein 
Sonderrecht der einzelnen Gewerken darstelle. Meines 
Erachtens ist zunächst die Frage zu entscheiden, ob 
§ 130 ABG. durch eine dahingehende Bestimmung des 
Gewerkschaftsstatuts überhaupt ausgeschlossen werden 
kann, da von dieser Frage auch die weitere nach einer 
Änderung dieser Bestimmung abhängt. Die Ausschließ- 
barkeit des § 130 durch eine entsprechende Bestimmung 
des Gewerkschaftsstatuts dürfte zu bejahen sein, und 
zwar besonders aus dem auch in Rechtsprechung und 
L iteratur angegebenen Grunde, daß der erwähnte

1 E ntsch. i. Z iv. Bd. 69, S. 141.
2 ZBergr. 1916, S. 492. ,
a K om m entar zum  ABG. 6. Aufl., S. 854, Anm. 1, Abs. 2.
■» a. a. O. S. 293.
5 K om m entar zum  ABG. 3. A ufl., S. _295.

§ 94 Abs. 3 ABG. den § 130 nicht [mitaufführt. Diese 
Aufführung wäre aber notwendig und zudem auch 
gesetzestechnisch leicht möglich gewesen, wenn das 
Gesetz den § 130 als durchaus zwingend gedacht h ä t te ; 
jedenfalls ist kein Grund ersichtlich, warum der § 130, 
der doch zweifellos eine sehr wichtige Bestimmung gibt, 
in § 94 Abs. 3 fehlt, zumal hier ja eine paragraphen
mäßige ausdrückliche Aufzählung, getroffen worden ist.
Zur Begründung seiner gegenteiligen Auffassung beiuft 
sich Westhoff auf die Motive1, aus denen sich als un
zweifelhaft ergebe, daß der Gesetzgeber einerseits gerade 
die persönliche Verpflichtung des Gewerken fiii die 
Zubuße und anderseits auch seine Befugnis, sich davon 
durch Hingabe des Kuxes in der Form der §§ 130 und 
131 zu befreien, für eine der wesentlichsten Grundlagen 
der gewerkschaftlichen Verfassung gehalten habe. 
Diese Eiwägungen mögen de lege ferenda wohl in Be
trach t gezogen worden sein, daß sie aber de lege lata j
nicht maßgebend gewesen sind, ergibt sich mit größter 
Deutlichkeit aus dem Fehlen der Bestimmung des 
§ 130 als einer unausschücßbaren in § 94 Abs. 3. Wenn 
wirklich der Standpunkt der Motive, daß das Anheim
stellungsrecht des Gewerken bezüglich seines Kuxes 
zwecks Befreiung von seiner Zubußezahlungspflicht 
eine der wesentlichsten Grundlagen der gewerkschaft
lichen Verfassung sein soll, für den Gesetzgeber bei 
Fassung der §§ 94 und 130 maßgebend gewesen wäre, so 
hätte  er folgerichtig seinen Willen und Standpunkt 
durch Aufnahme der letztem  Bestimmung in ersterer 
in einfachster Weise zum Ausdruck bringen können.
Da er es nicht getan hat, kann nur gefolgert werden, daß 
der Standpunkt der Motive für den Gesetzgeber nicht 
m ehr maßgebend war. Dies ist auch sachlich gerecht
fertigt, da es zu weit gellt, das Kuxanheimstcllungsrecht 
des Gewerken als eine der wesentlichsten Grundlagen 
der gewerkschaftlichen Verfassung zu bezeichnen. ¿.Viel 
richtiger erscheint es mir, dieses Recht des Gewerken, 
das unzweifelhaft für ihn eine große Bedeutung besitzt, 
als ein ihm von dem Gesetz gewährtes Sonderrecht, 
ein dem Bergrecht eigentümliches Individualrecht, zu 
bezeichnen. Daraus folgt dann ohne weiteres auch die 
Richtigkeit der Auffassung von Schlüter und Hense be
züglich einer spätem  Änderung dieses dem Gewerken 
gesetzlich gewährten Rechtes, falls es nicht ausdrücklich 
durch das Gewerkschaftsstatut ausgeschlossen. worden 
ist, was, wie erwähnt wurde, zulässig ist, daß zu einer 
nachträglichen Aufhebung oder Beschränkung dieses 
Rechtes aus § 130 ABG. die Zustimmung säm tlicher 
Gewerken erforderlich ist. Daß auch die spätere Auf
hebung oder Änderung (Beschränkung) des Rechtes 
aus § 130 grundsätzlich zulässig ist, ergibt sich eben 
aus der oben ausgeführten Bejahung der Vorfrage, ob 
eine gänzliche Ausschaltung des § 130 durch eine ent
sprechende Bestimmung des Gewerkschaftsstatuts zu
lässig erscheint; denn es wäre ein logischer Widerspruch, 
wenn man die völlige Ausschaltung des § 130 durch das 
Gewerkschaftsstatut, nicht aber eine spätere Änderung 
dieser Bestimmung durch Aufnahme einer entsprechen
den Vorschrift zulassen wollte, zu der die Zustimmung 
sämtlicher Gewerken der N atur dieses Anheimstellungs-

l VI, S. liCjund 161.
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rechtes entsprechend erforderlich ist. Eine statutarische 
Änderung des § 130 i s t  übrigens auch nach Westhoff 
zulässig1. Somit ist der genannten reichsgerichtlichen 
Auffassung, die ja  auch’ die Praxis der Gerichte als zu
treffend anerkannt hat, beizustimmen.

Streitig ist ferner die statutarische Abänderbarkeit 
des § 115 ABG., der bekanntlich jedem Gewerken das 
Recht zur Erhebung der Anfechtungsklage gegen an
geblich schädigende Beschlüsse der Gewerkschaft ge
währt. Man wird seine Abänderbarkeit durch eine ent
sprechende Bestimmung des Gewerkschaftsstatuts be
jahen müssen. Dies ergibt sich zunächst daraus, daß der 
§ 115 in § 94 Abs. 3 ABG. nicht unter den statutarisch 
unabänderlichen Bestimmungen aufgezählt ist, was doch 
notwendig gewesen wäre, wenn eine entsprechende^Ab
sicht des Gesetzgebers Vorgelegen hätte. Von der ab
weichenden Meinung wird die Unabänderlichkeit des 
§ 115 aus dem Absatz 2 dieser Vorschrift'gefolgert, nach 
der durch das S tatut bestim m t werden kann, daß die 
Entscheidung der Frage, ob der Gewerkschaftsbeschluß 
zum Besten der Gewerkschaft gereicht, in Streitfällen 
durch ein Schiedsgericht erfolgen soll, wobei im ein
zelnen die Bildung und das Verfahren gleichfalls ge
regelt werden können. Daraus ergibt sich nach dieser 
Auffassung, daß jede andere als die hier ausdrücklich 
hervorgehobene statutarisch bestimmbare Regelung 
eines schiedsgerichtlichen Verfahrens unzulässig, der 
§ 115 also nur in dieser einen ausdrücklich in Absatz 2 
bezeichneten Weise statutarisch abänderbar ist. Die 
Folgerung erscheint jedoch nicht beweiskräftig und un
bedingt schlüssig, vielmehr kann, wie Westhoff richtig 
ausführt2, der Absatz 2 des § 115 nur als ein von dem 
Gesetz ausdrücklich hervorgehobener Fall einer statu 
tarischen Änderung angesehen werden, »dessen be
sondere Anführung sich deshalb empfahl, weil aus dem 
Gegensatz, in welchem § 115 gerade den ordentlichen 
Rechtsweg an Stelle des bisherigen schiedsrichterlichen 
Verfahrens einführte, leicht hätte geschlossen werden 
können, daß auch statutarisch die Einführung des 
Schiedsgerichts, als dem Geiste des § 115 widersprechend, 
nicht beschlossen werden könne«. Gänzlich ausge
schlossen werden kann jedoch die Bestimmung des § 115 
durch das Gewerkschaftsstatut nicht, weil das dem 
Gewerken hier gewährte Anfechtungsrecht ein grund
legendes, fü r ihn im höchsten Grade wichtiges Recht 
gegen schädigende Gewerkschaftsbeschlüsse darstellt, 
das ihm grundsätzlich gewahrt bleiben muß.

Bestritten ist auch die Abänderbarkeit der §§ 117 
und 118 Abs. 3 ABG. Nach der ersten Bestimmung ist 
jede Gewerkschaft verpflichtet, einen im Inlande 
wohnenden Repräsentanten zu bestellen und der Berg
behörde nam haft zu machen, wobei jedoch auch sta tt 
eines einzelnen Repräsentanten!?? ein aus zwei oder 
mehrern Personen bestehender" Gruben Vorstand von 
der Gewerkschaft bestellt werden kann. Während 
Thielmann3 die Abänderbarkeit;!des § 117 verneint, 
nimmt Westhoff das Gegenteil an. Nach ihm wäre es 
deshalb zulässig, zu bestimmen, daß der Repräsentant

1 a. a, O. S  309. A u f den  h ierin  lieg en d en  M angel an  Ü berein
stim m ung is t  bereits  oben h in gew ieren  worden.

2 a, a. O. S. 199.
3 a, a. O. S. 94, Anm. 9.

oder die Mitglieder des GmbenVorstandes nicht oder 
nicht sämtlich in Deutschland zu wohnen brauchen, daß 
nur Gewerken dazu bestellt werden können oder daß 
über den § 128 ABG. hinaus noch weitere persönliche 
oder sachliche Erfordernisse verlangt werden können. 
Meines Erachtens ist der Westhoffschen Ansicht der 
Vorzug zu geben, einmal aus dem bereits'm ehrfach er
wähnten Grande, daß der § 117 in § 94 Abs. 3 nicht mit- 
aufgezählt ist, sodann aber auch, weil nicht abzusehen 
ist, weshalb statutarische Bestimmungen des von West
hoff bezeichneten Inhaltes nicht zulässig sein sollten, 
da sie weder für die Gewerkschaft noch für den ein
zelnen Gewerken schädlich wirken, übrigens aber auch 
stets der oberbergamtlichen Bestätigung unterliegen. 
Dagegen ist selbstverständlich ein völliger Ausschluß 
der Bestimmung des § 117 unzulässig, wie sich schon 
aus der Fassung dieser Bestimmung, daß nämlich jede 
Gewerkschaft »verpflichtet« ist, einen Repräsentanten 
oder Grabenvorstand zu bestellen, von selbst ergibt. 
Auch der von Westhoff angegebene Grand, daß sich das 
schon aus den nach § 94 unabänderlichen Bestimmungen 
der §§ 123 — 128 ABG. ergebe, is t überzeugend. U n
zulässig ist aber die Bestellung eines Grabenvorstandes 
neben dem Repräsentanten, zulässig dagegen die Be
stellung eines Aufsichtsrates neben ihm, entsprechend 
der Gestaltung der Aktiengesellschaft1.

Gemäß § 118 Abs. 3 ABG. ist das Protokoll .über 
die Wahlverhandlung bezüglich der Bestellung des 
Repräsentanten oder Grubenvorstandes notariell oder 
gerichtlich aufzunehmen. H ier dürfte der Ansicht zu
zustimmen sein, daß diese Gesetzesbestimmung einer 
statutarischen Abänderung unzugänglich ist, wie 
Brassert2 und Simon Veit annehmen. Dies ergibt sich 
meines Erachtens bereits aus der Wortfassung dieser 
Bestimmung, daß das Protokoll notariell oder gerichtlich 
aufzunehmen ist, was sie also als eine Mußbestimmung 
kennzeichnet. Dieser Ansicht scheint auch Westhoff 
zu sein, denn er führt aus, daß es einer notariellen oder 
gerichtlichen Aufnahme des Protokolls nur im Falle 
statutarischen Beschlusses, einer Wahlhandlung oder 
eines Beschlusses über die Umwandlung der Gewerk
schaft sowie eines Beschlusses über die in § 120 unter 
Nr. 1 ABG. bezeichneten Gegenstände bedürfe. Als 
eine Wahlhandlung stellt sich aber ohne Zweifel die Be
stellung eines Repräsentanten oder Grabenvorstandes 
stets dar. Im  übrigen dürfte aber Westhoff darin bei
zustimmen sein, daß in sonstiger Beziehung der § 118 
ABG. durch das S tatu t abgeändert werden kann, 
namentlich in der Beziehung, daß es bezüglich der er
forderlichen Mehrheit erschwerende oder erleichternde 
Bestimmungen aufstellt. Das ergibt sich schon daraus, 
daß § 118 nicht zu den in § 94 Abs. 3 angeführten Be
stimmungen zählt.

Zu den hier airfgezählten statutarisch nicht abänder
baren Bestimmungen gehört besonders auch die wichtige 
des § 102 ABG., nach dessen W ortlaut die Gewerken 
an dem Gewinn und Verlust nach dem Verhältnis ihrer 
Kuxe teilnehmen und verpflichtet sind, die Beiträge, 
die zur Erfüllung der Schuldverbindlichkeiten der

* W e s t  h o f f ,  a. a. O. S. 197; K l o s t e r m a n n - T h i e l m a n n  
§ 117, Anm. l.

2 K om m entar zum  ABG. S. 326.
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Gewerkschaft und zum Betriebe erforderlich sind, nach 
Verhältnis ihrer Kuxe zu zahlen. Mit dieser gesetzlichen 
Bestimmung is t  daher eine vertragliche Abmachung 
des Inhaltes unvereinbar, daß für einzelne Kuxe dauernd, 
also dinglich, die Zubußepflicht als solche in Wegfall 
"kommen solle. Denn nach der Entscheidung des Reichs
gerichtes vom 13. Mai 19161 sind vertragliche ^Ab
machungen in dieser Beziehung oder auch derart, daß 
der Gewerke persönlich von der Zubußepflicht befreit 
sein solle, nicht nach den Grundsätzen des BGB. über 
die Vertragsfreiheit, sondern ausschließlich nach den 
Grundsätzen des in Betracht kommenden Bergrechtes zu 
beurteilen. Der § 102 schließt nun aber eine statutarische 
Bestimmung des Inhaltes, daß ein Kux dauernd, also 
dinglich, zubußefrei sein solle, aus, weil er in § 94 Abs. 3 
ausdrücklich als statutarisch unabänderlich mitange- 
fiüirt ist. Eine vertragliche Vereinbarung des Gewerken 
dagegen, die dahin geht, daß er von der gerade aus
geschriebenen Zubuße befreit sein soll, dürfte jedoch 
zulässig sein, da der § 102 wohl nur die dauernde Zu
bußezahlungspflicht als solche, also die dingliche auf 
dem Kux haftende Zubußezahlungspflicht im Auge h a t2.

Zu den gemäß § 94 Abs: 3 ABG. unabänderlichen 
Bestimmungen zählt ferner auch die Vorschrift des 
§ 124 ABG.; danach dürfen die Bestimmungen der 
§§ 120, 121 und 122 nur durch ein förmliches S tatu t 
(§ 94), diejenigen des § 123 aber gar nicht abgeändert 
werden. Gemäß § 123 ABG. ist der R epräsentant be
rechtigt und verpflichtet, alle Vorladungen und andere 
Zustellungen an die Gewerkschaft m it voller rechtlicher 
W irkung in Empfang zu nehmen. Nun is t aber § 123 
ABG. bereits in § 94 Abs. 3 ABG. als statutarisch nicht 
abänderbar mitaufgezählt, so daß es den Anschein hat, 
als ob in § 124 lediglich eine überflüssige Wiederholung 
des in § 94 Abs. 3 Gesagten vorläge, wie auch Arndt3 
und Esser* annehmen. Diese liegt aber tatsächlich nicht 
vor, denn durch die Vorschrift des § 124 in Verbindung 
m it § 123 wird nun auch die Fassung eines Gewerkschafts-

1 ZBerp;r. 1916, S . 453.
a v g l. h ierzu  d ie  zu treffen d en  A usführungen des B eru fu n gsgerich tes, 

ZBergr. 1916, S. 454.
3 K om m entar zum  ABG. § 124.
4 D ie  G ew erkschaft und ih re  E n tw ick lu n g , S. 05.

Die Tätigkeit des Kgl. Materialp
Wie der K rieg durch seine längere D auer im m er tiefer 

in  das gesam te W irtschaftsleben eingegriffen hat, so sind 
auch an das A m t m ancherlei neue Aufgaben fü r die Landes
verteidigung herangetreten . D as A m t h a t hierbei n ich t 
n u r  durch seine Versuche, sondern auch durch  seine be
ratende T ätigkeit den M ilitärbehörden und K riegs
gesellschaften sowie der Industrie  zur Seite gestanden. 
Die N otw endigkeit der G eheim haltung v erb ie te t die M it
teilung von Einzelheiten. E rw äh n t seien jedoch kurz die 
T ätigkeit bei E rp robung  von R i e m e n e r s a t z  in  enger 
Zusam m enarbeit m it der R iem en-Freigabestelle, ferner 
die U ntersuchungen  m it E rsatzstoffen  fü r die b isher 
aus dem  Auslande bezogenen Textilfasern sowie von E rsatz-' 
stoffen für Schm ierm ittel usw.

1 A u szu gsw eise  nach dem  Sonderabdruck aus den »M itteilungen  
aus dem  K gl. M aterialprüfungsam t zu  B erlin -L ich terfeld e  W este 1917, 
H. 4 und 6.

beschlusses unmöglich gemacht, daß dem Repräsentanten 
oder Grubenvorstand hinsichtlich bestim mt bezeichneter 
Klagen die Empfangslegitimation fehlen solle. Ein der
artiger Beschluß ist eben unzulässig und rechtlich un
wirksam1.

Von den sonstigen Bestimmungen sind besonders 
die §§ 125 und 126 ABG. als unabänderlich hervorzu
heben. Gemäß § 125 kann also statutarisch keine andere 
Haftung als die der Gewerkschaft gegenüber dritten 
mit der Gewerkschaft durch deren Repräsentanten oder 
Grubenvorstand Vertragschließenden bestimmt werden, 
vielmehr haftet allein die Gewerkschaft, falls der Ab
schluß des Rechtsgeschäftes ausdrücklich oder doch den 
Umständen gemäß im Namen der Gewerkschaft erfolgt. 
Nur wenn R epräsentant oder Grubenvorstand außerhalb 
der Grenzen ihres Auftrages oder des Rahmens ihrer 
gesetzlichen Vertretungsbefugnis handeln, haften sie 
dem D ritten persönlich oder gemeinsam, d. h. also als 
Gesamtschuldner, für den entstandenen Schaden.

Bemerkenswert in rechtsstreitlicher Beziehung ist 
schließlich noch, daß der frühere Absatz 2 des § 96 ABG. 
gestrichen und durch Absatz 2 § 17 CPO. ersetzt worden 
ist. Dieser bestim m t: Gewerkschaften haben den all
gemeinen Gerichtsstand bei dem Gericht, in dessen 
Bezirk das Bergwerk liegt. Absatz 3 lau tet: Neben 
dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen be
stim m ten Gerichtsstände ist ein durch S ta tu t oder in 
anderer Weise besonders geregelter Gerichtsstand zu
lässig. Weil § 17 Abs. 2 und 3 vollständig an die Stelle 
des § 96 Abs. 2 ABG. getreten ist, so ergibt sich, da 
letztere Bestimmung gemäß § 94 Abs. 3 ABG. un ab 
änderlich ist, daß nunm ehr auch die an dessen Stelle 
getretenen beiden Bestimmungen des § 17 CPO. 
statutarisch nicht abänderbar sind. Das geht m it un
zweifelhafter Deutlichkeit schon aus der Wortfassung 
des § 17 Abs. 2 und 3 CPO. hervor und ist zudem auch 
vom Reichsgericht ausdrücklich als richtig anerkannt 
worden2.

1 D em  en tsp r ich t auch  d ie  h errsch en d e M einung, v g l. K l o s t e r 
m a n n - T h i e l m a n n ,  S. 317, Anm. 1, W e s t h o f f ,  S. 848, O p p e n h o f f ,  
S. 679.

2 E ntsch . i. Ziv. Bd. 32, S. 384.

ingsamtes im Betriebs] alrr 19161.
Auch auf dem  Gebiete des K a u ts c h u k s  h a t  das A m t 

reichen A nteil a n  der N utzbarm achung zahlreicher E rsa tz
stoffe fü r Rohgum m i. In  enger Zusam m enarbeit m it der 
H eeresverw altung is t es gelungen, fü r viele und gerade hoch 
beanspruchte K onstruktionsglieder aus Gummi die Ver
wendung von  R ohkau tschuk  au f ein  äußerst geringes Maß 
einzuschränken oder ganz entbehrlich  zu m achen.

Die D a u e r v e r s u c h e  w urden in  der gleichen Weise 
wie im  V orjahre w eiter durchgeführt.

In  der A b te i lu n g  f ü r  M e t a l lp r ü f u n g  w urden 
650 A nträge (584 im  V orjahr) erledigt. Von ihnen entfallen  
57 (41) au f B ehörden und 593 (543) au f P riv a te . Bei weitem 
die M ehrzahl aller U ntersuchungen diente der Landesver
teidigung. W issenschaftliche U ntersuchungen konnten auch 
in  diesem R echnungsjahr bei d er s ta rk en  Inanspruchnahm e 
der sehr verringerten  A rbeitskräfte n ich t ausgeführt werden.
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Die A b te i lu n g  f ü r  B a u m a tc r i a lp r i i f u n g  erledigte 
insgesam t 276 A nträge m it 0807 Versuchen gegen 332 An
träge mit" 10 344 V ersuchen im  V orjahre, Von den, 0807 
Versuchen en tfa llen  5716 au f B indem ittel und 4001 auf 
Steine aller A rt und Verschiedenes.

W ar schon die Inanspruchnahm e der A bteilung in den 
V orjahren durch die K riegsverhältnisse, un ter denen von 
allen  Industrien  das Bauwesen am  meisten zu leiden hat, 
ungünstig  beeinflußt, so wurde sie es noch in  höherm  Grade 
durch die E instellung d er W eiterführung von P rivatbau ten . 
D a es zunächst infolge der nu r noch von einigen Be
hörden ausgeübten B autätigkeit an  Roh- und Fertig- 
stoffeii für das Bauwesen nicht mangelte, gab sich auch 
kein Bedürfnis nach E rsatzstoffen kund, so daß Baustoffe 
neuer A rt nicht auf den M arkt gebracht w urden und 
daher auch n icht im  A m t zur P rüfung gelangten.

N ur auf dem  Gebiet der W ärm eschutzstofferzeugung 
w ar das B estreben bem erkbar, E rsatzstoffe für Kork- oder 
T ecrkorkplatten  herzustellen; solche Stoffe w urden denn 
auch m ehrfach zur P rüfung  eingereicht.

Die K alkwerke fanden reichlichen Absatz in  der E isen
industrie und der chemischen Industrie und brauchten  
keinen B aukalk zu fertigen. Spezialkalke, die früher von 
den E rzeugern als E rsatz  für Zem ent au f den M arkt gebracht 
und infolgedessen häufig  zur U ntersuchung eingesandt 
wurden, sind in  n u r verschwindend kleiner Anzahl zur 
P rüfung  gestellt worden.

Ziegelsteine w urden m eist n u r au f D ruckfestigkeit in 
trockne®  Zustande und n u r  in  wenigen Fällen  ausführlicher 
un tersucht. Die B estrebungen eines^ Teiles d e r M auer
ziegel erzeugenden Industrie, die seit Jah ren  un te r 
Übererzeugung leidet und je tz t größtenteils still liegt, 
durch Schaffung von »Nonnen« das m inderwertige M aterial 
vom M arkte zu verdrängen, haben noch n icht die U nter
stü tzung  d er Behörden gefunden und sich deshalb noch 
n ich t durchsetzen können. Vereinzelt w urden Deckensteine 
wie üblich der D ruckprobe in  der Lochrichtung unterzogen. 
In  einem Falle w urden sog. allseitig"geschlossene Hohlsteine 
und daraus gefertigte M auerwerkskörper eingehend ge
prüft. Diese H ohlsteine sollen ein gu t isolierendes, schnell 
und billig aufzufübrendes M auerwerk liefern, haben aber 
n icht die D ruckfestigkeit der Vollstcmc.

Die P rüfung  künstlicher Steine anderer A rt als Ziegel, 
wie K alksandsteine, Zcm entsteinc und Schlackensteine, be
schränkte sich im wesentlichen auf die Feststellung der 
Druckfestigkeit.

E in  K unstm agnesit, im  Vergleich m it Euböa-M agnesit 
auf D ichtigkeitsgrad, Abnutzung, Festigkeit und Längen- 
ändernng geprüft, lieferte in  der Mischung m it Holzmehl 
gegenüber dem Euböa-M agnesit, außerordentlich hohe 
D ruckfestigkeit.

D en verhältnism äßig größten R aum  bei den Versuchs
arbeiten  nahm  die P rüfung von B indem itteln , Mörtel- und 
Betonm ischungen ein. Air B indem itteln  gelangten zur 
U ntersuchung Portlandzem ente, E iscnportlandzem ente und 
Hochofenzemente, Luftkalkc" und hydraulische B inde
m itte l besonderer A rt.

E in  in .B e to n  ausgeführter K ühlturm  (W asserbehälter) 
wies kurze Zeit- nach der H erstellung weitgehende Zer
störungen auf, deren U rsachen festgestellt werden sollten. 
N ach dem  Ergebnis d e r U ntersuchung des Betons und des 
Kühl wassere w ar die Zerstörung des Betons durch das 
K ühlw asser infolge Gipswirkung erfolgt. Das Kühlwasser 
en th ie lt große Mengen schwefelsaurer Salze und der Beton 
ungewöhnlich große Mengen an  Gips..

E in  in  S tam pfbeton hergestelltes K am inkühlerfundam ent 
zeigte im  i Laufe d e r Zeit s ta rke  Zersetzung des 
Betons. Auch in diesem F alle w ar die Ursache der

Zerstörung des B etons auf das K ühlw asser infolge Gips
w irkung zurückzuführen.

Neben Kalken, die au f Ergiebigkeit u n d .in  bestim m ten 
M örtelmischungcn auf Festigkeit geprüft wurden, w urden 
vielfach K alkm örtel zur P rüfung und B egutachtung  darau f
hin eingereicht, ob sie hinsichtlich ihres A tzkalkgehaltes den 
A nforderungen entsprechen, die m an ah guten  brauchbaren 
K alkm örtel stellen kann  (gefordert werden von einem guten 
K alkm örtel m indestens "10% Ä tzkalk =  13% K alkhydrat).

M ehrfach w urden Rohstoffe (Lehm, Ton, Kalk, Sand 
usw.) au f ihre V erw endbarkeit zu keram ischen oder Mörtel- 
zwecken geprüft. E in  Sand wurde daraufh in  erprobt, 
ob e r  zur F abrikation  von K alksandstein  verw endbar 
war. Sande und Kiese und andere Zuschlagstoffe w urden 
au f ihre E ignung zu Mörtel- und B etonbereitung untersucht.

Neben den au f A ntrag  von Behörden und P riv a ten  aus
geführten U ntersuchungen w urden auch zahlreiche 
Prüfungen in  wissenschaftlichem  Interesse ausgeführt. 
Außerdem  beteiligte sich die Abteilung" an  den A rbeiten 
des Ausschusses für Revision der N orm en des Vereins 
deutscher Portlandzem ent-Fabrikan ten , an  den Ver
suchen fü r den deutschen Ausschuß für E isenbeton sowie 
an den im  A ufträge des H errn  M inisters der öffentlichen 
A rbeiten auszufülircnden Seewasserversuchen. Beendet 
w urden die Versuche für den deutschen Ausschuß für 
E isenbeton m it flüssigem Beton. Zum Teil erledigt w urden 
die für den  gleichen Ausschuß vorzunehm enden P rüfungen 
von Zem entm örteln aus verschiedenen Zem enten auf 
Schwinden sowie die au f Beschluß des Ausschusses fü r 
U ntersuchung von Hochofenschlacke zu Betonzwecken 
auszufülircnden . U ntersuchungen m it verschiedenen H och
ofen- (Stück-) Scblackensorten. Neu eingelcitet w urden 
im A ufträge des gleichen Ausschusses Versuche m it Beton 
aus Hochofenschlacke und Rheinkics bei Seewasserlagerung. 
Fortgesetzt w urden die im  A ufträge des Vereins deutscher 
Hochofenzem entwerkc begonnenen Versuche m it H och
ofenzem ent und daraus hergestellten ' M örtel- und Betoir- 
m ischungen und* abgeschlossen die im  A ufträge desselben 
Vereins vorzunehm enden Versuche" über den E influß des 
Ablägerns von P ortlandzem ent, E isenportfand zem ent und 
Plochofcnzcm cnt au f deren E rhärtungsfähigkeit.

In  d e r A b te i lu n g  f ü r  M e ta l lo g r a p h ie  w urden 117 
Anträge gegen 109,160, 160 in  den drei V orjahren erledigt. 
N ächst den im A ufträge von M ilitär- und M arinebehörden 
ausgeführten, z. T. sehr um fangreichen U ntersuchungen 
und Begutachtungen, beteiligte sich die A bteilung in  aus
gedehntem  Maße an  B eratungen und Besprechungen über 
M aterial- und M ate ria le reatzf ragen sowie über H er- 
stellungsfragen wichtiger, fü r die L andesverteidigung er
forderlicher Erzeugnisse. Die im  w issenschaftlichen In 
teresse auszuführenden U ntersuchungen m ußten  aus 
Personalm angel weitere E inschränkung erfahren. T rotzdem  
ist es gelungen, einige A rbeiten zum A bschluß zu bringen.

Im  le tz ten  Jahresberich t h a t sich in  der Ü bersicht über 
verzinkte Bleche1 eine irreführende Zahlenum stcllung ein
geschlichen, die h ier richtiggestellt sein möge; cs muß 
heißen:

V e r z in k te  B le c h e .

Feuer-
verzinkt

E lek tro ly tisch
verzinkt

D urchschnittliche Zinkmenge 
au f I qcm  Oberfläche in  g . 0,039, 0,014,

Berechnete Dicke der Z ink
schicht in  m m ...................... 0,055 0,020,

1 s. G lü ck auf 1917, S. 729.
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Im  folgenden werden A ngaben über einige A rbeiten 
gem acht.

Eine R ohrleitung aus .tiefgrauem Gußeisen, durch 
die Warme S 0 3-Däm pfe geleitet wurden, w ar nach kurzer 
B etriebsdauer rissig geworden. Im  A m t hergestcllte frische 
Bruchflächen zeigten auf d e r der R ohrinnenw andung zu
gekehrten Seite eine sich von dem  übrigen gesunden 
M aterial deutlich abhebende, anscheinend zersetzte Zone, 
au f der sieh A usb lühungenJund  A usschwitzungen von 
Salzen (Eisensulfat) gebildet hatten . Die Gcfügcuntcr- 
suchung ergab, daß un ter E inw irkung d er sich auf der R o h r
innenw andung nicderschlagenden Schwefelsäure ta tsäch
lich eine allm ähliche Zerstörung des R ohrm aterials ein
getre ten  war. E s erscheint n icht ausgeschlossen, daß hierbei 
der G raphit eine die Schwefelsäure ansaugende und w eiter
befördernde K apillarw irkung ausüb t; darau f deu te t 
besonders der U m stand  hin, daß in unm itte lbarer U m 
gebung d er einzelnen G rap h itb lä tte r  der Angriff s te ts  w eiter 
vorgeschritten  w ar als a n  ändern  Stellen. Zu erwägen 
wäre, ob n icht in  ähnlichen Fällen  ein anderes M aterial, 
vielleicht ein  graphitärm eres Gußeisen, vorzuziehen ist.

D as Schaufelrad einer Zentrifugalpum pe zeigte sehr 
starke, porenartig  au ftretende Anfressungen. Auch hier 
handelte es sich um  ein tiefgraues Gußeisen, w ährend ein 
anderes, aus weniger grauem  Eisen bestehendes R ad ez'- 
hcblich weniger angegriffen war.

Zu beachten  ist, daß das Spannungsgefälle zwischen 
G raphit und F errit (Eisen) sehr b e träch tlich  ist, Spannungs
m essungen zwischen reinem G raphit und kohlenstoffarm cm  
Flußeisen, gemessen in  1% Kochsalzlösung, ergaben einen 
Spanziungsunterschied von 0,95 bis 1 Volt. Bei G egenwart 
eines guten  E lek tro ly ten  ist die Annahm e einer B e
schleunigung d er Zerstörung durch die vorhandenen Lokal- 
clementc, G raphit-E lektro ly t-E isen, nicht, von der H and 
zu -weisen.

In einigen Fällen  konnten  plötzlich cingetrclenc Brüche 
auf s ta rk  poriges Gußeisen zurückgeführt werden, in  ändern 
Fällen  w ar das Gußeisen als solches einwandfrei. Die 
BruchurSachc w ar dann  m eistens d arin  zu suchen, daß G uß
eisen an  S tellen verw and t worden pvar, an  denen ein hoch
wertigeres M aterial, z. B.. S tahl, S tahlguß, Bronze, h ä tte  
verw and t w erden sollen.

Eine gebrochene Kurbelwclle zeigte a n  den Bruchflächen 
das fü r D auerbrüche kemizeichnende Bnzchaussehcn. 
.Gefügcfeliler vvaren n icht vorhanden, Zugfestigkeit und 
D ehnung en tsprachen  den vorgeschriebenen Bedingungen. 
Die K erbzähigkeit ließ sich zw ar dürch S tä n d ig e s ' Aus
glühen d er kleinen P robestäbe (S x  10 m m  im  Q uerschnitt) 
bei 900° C m it nachfolgender A bkühlung an  d er L u ft au f 
den doppelten  B etrag  der ursprünglichen K erbzähigkeit 
des W ellenm ätcrials Steigern, -hieraus auf fehlerhafte

Verkehrswesen.
Amtliche Tiuilveriinderungen. A nhang zu den d irek ten  

G üterta rifen  der Reichseisenbahnen. D ie Anwendungs
bedingungen des A usnahm etarifs 6 fü r S teinkohle usw. 
sind se it 23. Mai 1918 dahin  ergänzt worden, daß bis auf 
w eiteres, längstens für K riegsdauer, beim  Versand von 
Steinkohlenkoks von der R uhr offene K ohlenw agen m it 
15 t  L adegew icht n u r als solche von 12,5 t  L adegew icht 
angesehen werden.

N tederschlesisch - ungarischer K ohlenverkehr. Seit
29. Mai 1918 w ird u n te r Genehm igung der L andes
aufsichtsbehörde und Z ustim m ung des Reichseisenbahn-

W ärm ebehandlung der Welle zu schließen, w äre aber ein 
Trugschluß. -D er U nterschied in  der K erbzähigkeit ist im  
vorliegenden F all lediglich bedingt durch die unverm eidliche, 
erheblich langsam ere A bkühlung der dicken Welle (17 cm 
im  Durchmesser) gegenüber der schnellen L uftabkühlung  
der kleinen P robestäbe.

An einem  Lokom otiv-Feuerbuchsm antel w aren nach 
etw a 12m onatiger B etriebsdauer an  den Stehbolzenlöchern 
starke Einrisse aufgetreten . Die nietallographische U nter
suchung ergab, daß  es sich um  ein einwandfreies M aterial 
ohne gröbere Seigerungen usw. handelte. Auch die chemische 
Analyse zeigte nichts Auffallendes. Die Risse gingen 
z. T . von  den  Stehbolzenlöchern aus, z. T. w aren sic radial 
in  einem Kreise um  die Stehbolzenlöcher angeordnet. In  
der Um gebung der Stehbolzenlöcher w aren Kennzeichen 
von K altreckung  vorhanden. E s ist w ahrscheinlich, daß 
das A uftre ten  d er Risse h ie rm it im Zusam m enhang stand . 
W eitere U ntersuchungen über diese w ichtige Frage, n am en t
lich auch  über die W irkung des Anlassens bei niedrigen 
W ärm egraden {Blauwärmegraden) auf kaltgerecktes weiches 
E isen  sind beabsichtigt.

E in  F lußeisenbehälter fü r hochkonzentrierte S alpeter
säure wies eine anscheinend durch  H äm m ern  hcrgcstellte 
A usbauchung auf. A n d er ausgebauchten Stelle w aren 
feine H aarrisse erkennbar. Die W andungen dieser H aa r
risse zeigten vielfach blaue und bräunliche A nlauffarben. 
V erm utlich is t das H äm m ern  noch bis h e ru n te r zu B lau
w ärm egraden erfolgt. A uf die durch B earbeitung  von 
Eisen bei B lauw ännegraden bedingten s ta rken  innem  
Spannungen, die häufig ohne äußern  erkennbaren  Grund 
zur E n tsteh u n g  von A nrissen V eranlassung geben können, 
is t in  frühem  aus dem  A m t hervorgegangenen A rbeiten 
w iederholt hingewiesen worden.

E in  m it Ö lfarbenanstrich  versehenes Eisenblech zeigte 
zahlreiche A ufrauhungen und E rhöhungen  des Anstriches. 
N ach vorsichtiger E n tfernung  des A nstriches w urde fest
gestellt, daß  überall dort, wo A ufrauhungen au ftra ten , 
auf dem  E isen  sta rke A nrostungen vorhanden w aren. E isen  
kann  n u r  rosten, w enn es m it Feuchtigkeit in  trop fbar 
flüssiger F orm  (Wasser, wässerigen Salzlösungen usw.) in 
B erührung kom m t. Ö lfarbe als solche greift das E isen n icht 
u n te r  R ostb ildung  an. D a U ndich theiten  in  der Ö lfarben
schicht auch u n te r  dem  M ikroskop n ich t erkennbar waren, 
so ist anzunehm en, daß die A nrostungen en tw eder bereits 
v o r A ufstrich d er Ö lfarbe vorhanden waren, oder daß ih r 
E ntstehungsgrund  gleichzeitig m it dem  A ufstreichen des 
F irn is oder d e r  F arbe gelegt w urde. Letzteres könnte z. B. 
der F all sein, wenn d e r  Pinsel, der zum A nstreichen ver
w endet w urde, vo rher in  W asser gelegen h a tte  oder auch 
n u r feucht gewesen war. (Schluß f.)

am ts  — _ die Anwendung der F rach tsä tze  im  genannten  
V erkehr an die Verwendung in  Ö sterreich-U ngarn  geknüpft.

G üterverkehr zwischen S ta tionen  deutscher E isen
bahnen und S tationen  der luxem burgischen Prinz-H einrich- 
E isenbahn. A nläßlich der D urchführung der m it B ekann t
m achung vom 27. März 19181 angekündigten  E rhöhung  der 
F rach ten  au f den S trecken der luxem burgischen P rinz- 
H einrich-E isenbahn is t am  1. Ju n i 1918 für die Beförderung 
von Steinkohle, Steinkohlenkoks (m it 1 A usnahm e von 
Gaskoks) • P reßsteinkohle, B raunkohle und P reß- 
braunkohle von rheinisch-w estfälischen S tationen  nach

J.S. G lückauf 1918, S. 274. ..............
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S tationen  der luxem burgischen Prinz-H einrich-E isenbakn 
ein neuer A usnahm ctarii in K ra ft getreten . D urch den 
neuen T arif werden der seitherige T arif vom 1. O kt. 1908 
sowie die in  dem A usnahm etarif für Steinkohle usw. von 
rheinisch-westfälischen S tationen  nach den deutsch-fran
zösischen usw. G renzübergangspunkten vom 1. Okt. 1908 
en thaltenen  F rach tsä tze  nach Rödingen franz. Grenze —  
letztere ohne E rsatz  —  aufgehoben.

Oberschlesisch-österreichischer K ohlenverkehr. Tfv. 1269. 
E isenbahngütertarif. T eil 11. H eft 4. D ie B ekanntm achung 
vom 25, März 19181 w ird dahin  abgeändert, daß das vom
1. Sept. 1913 geltende T arifheft 4 e rs t m it A blauf des
30. Jun i 1918 aufgehoben w ird  und das neue T arifheft 4
erst m it G ültigkeit vom 1. Ju li 1918 in  K ra ft t r i t t .

E lsaß-lotliringisch-luxem burgisch-Badischer und -P fäl
zischer G üterverkehr. Infolge A ufhebung der besondern 
Saarkohlentarife w ird m it W irkung vom 1. Ju li 1918 an 
der A usnahm etarif fü r Kohle von den G rubenstationen usw. 
in  den A usnahm etarif 6 fü r Brennstoffe der genannten V er
kehre einbezogen.

1 8. G ltickauf 1018, S . 310.

Patentbericht.
Anmeldungen,

die während zweier M onate in der Auslegehallc des K aiser
lichen P aten tam tes  ausliegen.

Vom 30. Mai 1918 an :
1 a. Gr. 12. G. 45 822. F r. Gröppel, Bochum. M ehr

fach w irkender A ufbereitungsherd m it ebener H erdtafel.
2. 11. 17.

21 c. Gr. 53- B. 83 643. H einrich Behn, H annover- 
Linden, Jacobstr. 7. S elbsttätiger D ruckschalter für elek
trische Pum penm otoren. 18. 4. 17.

27 b. Gr. 7. W. 46 216. O skar R . W ikander. P ittsbu rgh , 
P a. (V.St.A .); V ertr.: B. Bom born, Pat.-A nw ., Berlin SW  61. 
K olbenverdichter oder Pum pe m it se lb sttä tig  w irkenden 
Saug- und D ruckventilen. 17. 2. 15. V. S t. A. 18. 2. 14.

35 a. Gr. 16. V. 13 945. E d uard  van der Velden und  
Em il van der Velden, N ordhorn (Hann.). F angvorrich tung  
für F ahrstüh le m it gezahnten Rollen. 27. 9. 17.

47 d. Gr. 12. P . 36 233. Josef P artik a , D ritscknün 
(Kr. Schwetz). Seilknoten. 3- 12. 17.

59 e. Gr. 9. W. 45 930.' Dr. W egner v. Dallwitz, H eidel
berg, Bergstr. 87. Vakuum flüssigkeitsheber. 16. 11. 14.

SO c. Gr. 3. M. 61 486. F ranz K arl Meiser, Nürnberg. 
Sulzbacherstr. 9. V erfahren zum B etrieb  von K am m er
ringöfen m it überschlagendem  Feuer. 26. 6. 17,

Vom 3. Ju n i 1918 an:
5 b. Gr. 9. A. 30 266. Theodor W ilhelm A chtnichts, 

Czerwionka b. R ybnik  (O.-S.). W indevorrichtung fü r den 
Vorschub von Bohr- oder Schräm m aschinen. 29. 12. 16.

5 b. Gr. 12. T. 20 944. Dr. M. Tornow, Berlin-W ilm ers
dorf, N estorstr. 54. V orrichtung zu gesonderter gleich
zeitiger Hereingewinnung von Zwischenschichten bei der 
Baggerung auch m ächtiger Flöze. 29. 7. 16.

21 li. Gr. 11. B. 85 420. Bayerische Stickstoff-W erke, 
A. G., Berlin. K lem m backe fü r die E lektroden elektrischer 
Öfen. 25. 1. 18,

24 e. Gr. 10. FI. 71 695. H eim soth & Vollmer G. m. 
b. H ., H annover. B renner für Flam m öfen m it S tark- und 
Schwachgasbeheizung. 13. 2. 17.

35 a. Gr. 9. S. 47 425. Siem ens-Schuckertwerke G, m. 
b. H ., S iem ensstadt b . Berlin. Zugseil für Förderm aschinen, 
Aufzüge o. dgl. 20. 11. 17.

40 c. Gr. 16. N. 17 096. N orsk E lek trisk  M etalindustri 
Aktieselskap, Sundlökken b. Sarpsborg (Norw.); V ertr.:
H. Springm ann und E . Herse, P at.-A nw älte, B erlin  SW  61. 
Verfahren, Zink in  elektrischen Öfen zu raffinieren, 31.12.17. 
Schweden 8. 4. 16.

59 e. Gr. 3. I .  18 084. H ugo Ising, Berlin, Gneisenau- 
straße 100, und Friedrich  Ising, D arm stad t, R heinstr. 3.

S tehende Pum pe m it sichelförmigem A rbeitsraum  und 
einem Pendel als W iderlager. 15. 1. 17.

81 e. Gr. 30. D. 34 131. Deutsche M aschinenfabrik A.G. 
Duisburg. Abfuhrrollgang. 21. 1. 18.

Gebrauch s inuster-Einf ragungen,
bekann t gem acht im Reichsanzeiger vom 3. Ju n i 1918. 

24 b. 681 059. A lfred M ehlhorn, H am burg, T rostbrücke 2. 
M undstück für Ö lfeuerungsbrennstoffzerstäuber. 23. 10. 16.

24 b. 681 060. A lfred M ehlhorn, H am burg, T ro s t
brücke 2. M undstück fü r Ö lfeuerungsbrennstoffzerstäuber. 
23. 10. 16.

24 b. 681 061. A lfred M ehlhorn, H am burg, T rost- 
briieke 2. B rennstoffzerstäuber fü r Ö lfeuerungen. 23. 10. 16.

35 a. 681 049. S iem ens-Schuckertw erke G. m. b. H ., 
S iem ensstadt b. Berlin. Teufenanzeigevorrichtung für 
Förderm aschinen m it Treibscheibenförderung. 15. 2. 15.

421, 681 055. N aturgas G. m. b. H ., L em berg; V ertr.:
C. v. Ossowski, Pat.-Am v., B erlin  W  9. G asdiclitebestim - 
m ungsapparat, 12. 4. 16.
’ 49 e. 681230. Fa. G ottlieb  H am m esfahr, Solingen- 

Foche. A nordnung zur R eibungsübertragung fü r H ubvor- 
richtungen von F allhäm m ern u. dgl. 30. 3. 18.

49 f. 681 210. P e te r  F äß le r, Berlin-W ilm ersdorf, Lan- 
dauerstr. 16. D rehbarer E lek trodenarm  fü r elektrische 
W iderstandschw eißm aschinen. 31. 1. 18.

49 f. 681 213. P e te r  F äßler, B erlin-W ilm ersdorf, Lan- 
dauerstr. 16. M ittels elek trischer W iderstandschw eißung 
hergeste llte  N aht. 21. 2. 18.

80 a. 681 144. M aschinenfabrik Buckau, A.G. zu M agde
burg, M agdeburg-Buckau. V orpreßeinrichtung fü r B rik e tt
strangpressen. 20. 4. 18.

Verlängerung der Schutzfrist.
Folgende G ebrauchsm uster sind an  dem  angegebenen 

Tage auf d re i Jah re  verlängert w orden:
35 a. 681 049. S iem ens-Schuckertw erke, G. m . b. H ., 

S iem ensstadt b. B erlin. Teufenanzeigevorrichtung usw. 
18 2 18

59 c. 628 978. P au l Oleliowski, Breslau, W illm annstr. 10. 
S teuerung für L uftdruckheber usw. 9. 4. 18.

Zurücknahm e von Anmeldungen.
Die am  10. D ezem ber 1917 im  R eichsanzeiger bekann t 

gem achte A nm eldung:
35 b. A. 28 402. F ernsteuerung fü r  e lek trisch  betriebene 

Fahrzeuge.
is t  zurückgenom m en worden.

Versagungen.
Auf die am 21. D ezem ber 1916 im  R eichsanzeiger b e 

k an n t gem achte A nm eldung:
47 g. St. 20 394. V entil fü r K om pressoren und Pum pen, 

is t e in  P a te n t versag t worden.
Deulsclto Patente.

5 c (4). 305 946, vom
25. A pril 1917. A lb e r t
S c h w e s ig in B u e r  (VVestf.). 
Nachgiebiger eiserner Gru
benstempel.

D er S tem pel b es teh t aus 
dem  rohrartigen  U n te rte il a 
und  dem  d arin  kolbenartig  
eingreifenden O berte il b. 
L e tz te re r is t  m it e inem  achs
rech ten  Schlitz versehen, der 
eine H olzeinlage c h a t, und 
auf dem  U n te rte il is t  der 
R ing d  m it  verste llbaren  
D ruckkörpem  (Schrauben) e 
aufgesetzt, die in  die Holz
einlage c eingreifen.

5 a  (4). 306 067, vom 19. 
S eptem ber 1916. T ie fb a u -

uuM/MTSSt
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u n d  K ä lte in d u s tr ie -A .G . vorm als G e b h a r d t  & K o e n ig  
in  N o rd h a u s e n .  Vorrichtung zum  M essen der Temperatur 
in  Bohrlöchern.

In  dem  B ehälte r /, der in  die B ohr
löcher eingelassen wird, is t eine aus einem  
durch ein U hrw erk bew egten, über die 
Trom m el e geführten  P ap ierstre ifen  und 
dem  Schreibstift d  bestehende selbsttä tige 
A ufzeichnungsvorriclitung untergebracht, 
deren Schreibstift auf irgendeine W eise, 
z. B. durch den H ebel c, m it der M em brane b 
(einem  K olben o. dgl.) verbunden ist, die 
das m it einer A usdehnungsflüssigkeit oder 
einem  Gas gefüllte, an den Boden des B e
hälte rs /  angeschlossene R ohr a abdeckt. 
D ie durch T em peraturänderungen  im B ohr
loch hervorgerufenen A usdehnungen oder 
Zusam m enziehungen des in  dem  R ohr a b e 
findlichen M ittels (F lüssigkeit oder Gas) 
w erden durch die M em brane b o. dgl. und 
den H ebel c auf den S ch reib stift d über
trag en  und durch diesen auf den P ap ie r
s tre ifen  als K urven aufgezeichnet.

D as R ohr a m it der Ausdehnungsflüssig
k e it  und der M em brane (Kolben usw.) kann 
durch m ehrere  A usdehnungskörper von ver
schiedenen A usdehnungskoeffizienten e r

se tz t sein, die so m ite inander verbunden sind, daß sie sich 
bei T em peraturveränderungen achsm äßig gegeneinander v e r
schieben. D ie V erschiebungen der S täbe gegeneinander 
werden dabei durch einen H ebel auf den S ch reib stift über
tragen.

12 k (G). 305 916, vom 1. Ju n i 1912. ,  L o u is  B lo c k
in M a rm a r o n e c k ,  W e s tc h e s te r ,  N e u y o r k  (V. S t. A.). 
Verfahren und Vorrichtung zur Verflüssigung von A m 
moniakgas.

D as A m m oniakgas soll von un ten  h e r  in  die ganz oder 
annähernd w agerecht liegenden R ohre eines K ühlers ge
le ite t  werden, so daß es m it einem  T eil des in  den R ohren 
bere its  verflüssig ten  A m m oniaks in  B erührung kom m t bzw. 
verm ischt w ird. D as verflüssigte A m m oniak soll' alsdann 
oben aus den R ohren ab g e le ite t werden.

27 b (7). 305 948, vom 31. März 1916. A r t h u r  H a r d t  
in  G ra z . Luftverdichter m it Ansaugventil am Verdichtungs- 
raum.

D er Z ylinder a des 
V erd ich ters h a t  außer 
dem  S äugventil b An
saugschlitze d, die vom 
A rbeitskolben c g es teuert 
werden. In  dem  Ansaug- 
s lu tzen  e, aus dem  die 
L u ft zu den Ansaug
sc h litz en 1 d und durch 
eine L eitung  /  zum Säug
ventil b ström t, is t  das 
D rosselorgan m  einge
baut, das durch den in  
der D ruckleitung g oder 
in  dem  V orratsbehälter 
desV erdichters herrschen
den D ruck  bee in fluß t 
w ird. D ies kann  dadurch 
geschehen, daß die D reh
achse des D rosselorgans 
durch eine- K urbel und 
die S tange l  m it dem  

Kolben i  verbunden wird, der gegen den D ruck des 
D ruckm itte ls in  der D ruckleitung  g bzw. in  der dam it 
verbundenen L eitung  h durch die F eder k  b e laste t ist.

12 e (2). 305 959, vom 19. D ezem ber 1916. D r .  H a n s  
K r u s e  & Co. in  B e r l in .  Filter aus schnurförmigem M aterial 
fü r  L u ft  und andere Gase.

D as schnurförm ige M aterial is t  bei dem  F ilte r  so um  
R ahm en gew ickelt, daß es G ruppen von Schleifen oder 
Schlingen b ildet, die durch auf eine gem einschaftliche 
Stange geschobene Gewichte in  Spannung gehalten  werden.

1 2 r ( l ) .  305 861, vom 21. D ezem ber 1916. A l lg e m e in e  
G e s e l l s c h a f t  f ü r  c h e m is c h e  I n d u s t r i e  m. b. H . in  
B e r l in .  Verfahren zur Reinigung des nach dem Generator
verfahren aus den Steinkohlen gewonnenen Teers bzw. seiner 
Rohdestillate.

D er T eer bzw. die R ohdestilla te  sollen nach den durch 
die P a te n te  216 459 und 297 131 geschützten  V erfahren 
behandelt werden, d. h. sie sollen u n te r der k ritischen  T em 
p e ra tu r  im  G egenstrom  m it solchen Mengen verflüssig ter 
schwefliger Säure behandelt werden, daß eine Schichten
bildung e in tr itt .  A lsdann soll die u n te rs te  der Schichten 
von der obersten  Schicht g e tren n t werden.

S i e  (38). 306 056, vom  29. Jun i 1916. J o s e f  M u c h k a  
in W ien . Anlage zum  Fördern feuergefährlicher Flüssig
keiten.

D ie Anlage b es teh t aus dem  L agerbehälter g und dem  
tie fer als d ieserliegenden  Zajpfbehälter /, in  den die Flüssig
k e it m it H ilfe der H eberleitung  a aus dem  L agerbehälter 
befördert wird. D er Scheitel der H eberle itung  a is t m it dem  
L agerbehälter durch die L eitung  c verbunden, in  die der 
im  Innern des L agerbehälters liegende S trah lsauger b so e in 
gescha lte t ist, daß durch  An- und A bstellen  des Saugers, 
zu dessen B etrieb  e in  Schutzgas dient, die F ieber
w irkung der L eitung  a e inge le ite t oder unterbrochen wird. 
D ie Zapfleitung h is t in  e in er solchen E n tfernung  vom 
Boden des Zapfbehälters in  diesen eingeführt, daß die in  
dem  B ehälter verbleibende Flüssigkeitsm enge genügt, um  
den in  den Z apfbehälter e in tauchenden  Schenkel der H eber
le itung  beim A nstellen des S tralilsaugers m it feuergefähr
licher F lüssigkeit zu füllen. U nterhalb  des Saugers b kann  
der F lüssigkeitsverschluß e, der die ins F re ie  führende L ei
tung  d gegen das Innere des L agerbehälters g abschließt, 
so angeordnet werden, daß er durch die aus dem  Sauger 
aus tre tende F lüssigkeit aufgefüllt w ird.

50 c (4). 306 017, vom 20. Ja n u a r  1917. A lp in e  M a
s c h in e n f a b r ik  G e s e l ls c h a f t ,  A llein inhaber H u g o  S a c h s  
in  A u g s b u r g  und A lb e r t  K u h r in  A u g s b u rg -G ö g g in g e n , 
Doppelschwingenbrecher.

D er B recher h a t zwei m it ih rem  obern E nde an  Schwing
hebeln g aufgehängte, am  un te rn  E nde m itte ls  E x zen ter e 
zwangläufig bew egte Backen d. D ie Achsen der E xzen ter e 
sind  durch R äder a und b m ite in an d er verbunden, von denen 
das eine, z. B. das R ad  b, le ich t lösbar auf se iner Achse 
befestig t ist, so daß  es, nachdem  es von seiner Achse ab 
gezogen ist, gegen das R ad a v erd reh t und m it diesem  w ieder
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in  E ingriff gebracht werden kann. Infolgedessen läß t sich 
durch V erstellen der R äder a und b und dam it der E xzcn ter e 
gegeneinander die A rt der Bewegung der beiden Backen d 
gegeneinander der Beschaffenheit des jew eiligen Brech
gutes anpassen.

D ie le ich t lösbare Befestigung des R ades b auf se iner 
Achse kann z. B. dadurch bew irk t werden, daß das E nde /  
der Achse kegelstum pfförm ig ausgebildet und das e n t
sprechend ausgebohrte Rad m it H ilfe der M utter c auf das 
E nde d er Achse gep reß t wird.

Löschungen.
Folgende P aten te  sind infolge N ichtzahlung der Ge

bühren usw. gelöscht oder für n ich tig  e rk lä rt w orden: 
(Die fettgedruck te Zahl fEezem hnet <uc Klasse, die 

schräge Zahl die Nummer des P a te n te s ; die folgenden 
Zahlen nennen m it Jahrgang und S eite der Z eitsch rift 
die S telle der Veröffentlichung des P aten tes.)

1 u. 234 845 1911 S. 930, 253 220 1912 S. 1936, '273 200 
1914 S. 820, 274 002 1914 S. 944.

1 l>. 288 299 1915 S. 1125.
5 n. 192 007 1907 S. 1734, 206 296 1909 S. 240, 275 211

1914 S. 1142, 289 019 1915 S. 1264, 290 108 1916 S. 180.
5 h. 146 838 1904 S. 49, 230 678 1911 S. 289, 260 055

1013 S. 958, 267 304 1913, S. 20S6.
5 c. 2S8 222 1915 S. 1125.
10 a. 220 S49i 1910 S. 591, 293'.827 1916 S. 782.
10 b. 263 889 1913 S. 1667.
12 c. 253 932 1912 S. 2053.
12 1. 206 833 1909 S. 313.
20 a. 269 300 1914 S. 195, 277 311 1914 S. 1419.
21 d. 234 430 1911 S. 893, 249 092 1912 S. 1391.
21 g . 287 610 1915 S. 1030.
26 d. 286 374 1915 S. 840.
27 c. 299 875 1917 S, 670.
35 a. 266 749 1913 S. 2001.
35 b. 277 626 1914 S. 1480, 286193  1915 S. 810.
88 h. 251 258 1912 S. 1745.
40 a. 231 694 1911 S. 447, 236 669 1911 S. 1199, 242 488 

1912 S. 161, 243 612 1912 S. 373, 247 335 1912 S. 1036,
255 648 1913 S. 195, 270 346 1914 S. 359, 276 570 1914
S. 1350, 277 773 1914 S. 1449, 284 5S6J1915 S. 575, 288 013
1915 S. 1102, 292 470 1916, S. 544.

40 b. 242 347 1912 S. 124.
40 c. 223 152 1910 S. 1042, 274 304 1914 S. 1020.
50 c. 246 800 1012 S. 1024, 295 057 1916 S. 1048.
50 c. 281 910 1915 S. 151.
61 a. 160 730 1905 S. 1073, 162 099 1905 S. 1073,

162 100 1905 S. 1073, 216 964 1909 S." 1936.
81 e. 233 925 1911 S. 804.
87 h. 286 958 1915 S. 910, 293 056 1916 S. 697, 291 567

1916 S. 950, 294 749 1916 S. 974, 295 639 1917 S. 20.

Bücherschau.
Geologische Karte von Preußen und benachbarten Bundes

staaten im Maßstab 1 : 25 000. j Hrsg. von der Kgl. 
P reußischen Geologischen L andesanstalt. Lfg. 173 m it 
Erläuterungen. Berlin 1914, Vertriebssteile der Kgl. 
Preußischen Geologischen L andesanstalt.

B la tt B r o s la w itz ,  G radabteilung 78, Nr. 33. Geo
logisch-agronomisch bearb. durch P. A ss m a n n , e r 
lä u te r t durch P. A ss m a n n , m it einem  agronom ischen 
Teil von  W. Q u itz o w . 02 S.

B la tt Z a b rz e , G radabteilung 78, Nr. 39. Auf
genom men und erläu tert durch A s s m a n n , Q u itz o w  
und M ic h a e l.  103 S.

B la tt G le iw itz , G radabteilung 78, Nr. 45. Geo
logisch-agronomisch bcarb. von R. M ic h a e l, W. Q u it
zow, W. R a n g e  und F. T o rn a u ,  e r lä u te rt durch 

, W. Q u itz o w . 84 S.
B la tt T a r n o w itz - B r in i tz ,  G radabteilung 78, Nr. 34. 

Geologisch aufgenom m en durch R. M ic h a e l,  F. T o r n a u  
und A s s m a n n , E rläu te rt durch 11. M ic h a e l.  108 S. 
m it 1 Taf.

B la tt B e u th c n - L a u r a h ü t t e ,  G radabteilung 78, 
Nr. 40/41. Geologisch und bodenkundlich bearb. durch 
P. A s s m a n n , R. M ic h a e l, W. Q u itz o w  und F. T o r n a u  
1907—1910. E rläu te rt durch R . M ic h a e l, P. A s s m a n n  
und W . Q u itz o w . 131 S. m it 18 Abb.

B la tt S c h w ie n to c h lo w itz ,  G radabteilung 78, 
Nr. 46. Geologisch-agronomisch bearb. durch P. 
A s s m a n n , W. Q u itz o w  und F. T o rn a u . 75 S.

B la tt K a t to w i tz  und B i r k e n th a l ,  G radab
teilung 78, Nr. 47 und 7S, Nr. 48. Geologisch-agro
nomisch bearb. von W. Q u itz o w . 102 S. m it 1 Taf. ■ 
Das Gebiet um faßt den größten  Teil des oberschlesischen 

Ilidustriebezirks m it A usnahm e der südlichen Gegend von 
Nikolai, Örzesche und R ybnik . Ö stlich reicht es überall 
bis an  die russische Grenze. D a nam entlich  im  N ordw esten 
fast die ganze Oberfläche von diluvialen Schichten bedeckt 
is t und die Gesteine der a lte rn  Form ationen n u r ‘in  kleinen 
Inseln hervortreten , so h a t h ier das geologisch-agronomische 
K artierungsverfahren Anwendung gefunden. Die Lagerungs
form des Steinkohlcngebirges u n te r dem  D iluvium  ist 
dadurch dargestellt, daß sich je  ein Lcitflöz der Muldcn- 
gruppe und der Sattelgruppe in  H öhenlinien von 100 zu 100 m 
in die K arte  eingetragen finden. F ü r  die M uldengruppe 
is t hierzu das Antonieflöz, fü r die Sattelgruppe das Poch- 
ham m crflöz gew ählt worden. Die E rz lagerstä tten  d e r B lä tte r  
Tarnow itz und B cuthen sind auf besondem  E rzkarten  
dargestellt. Die E rzkarte  zu B la tt B euthen en th ä lt auch 
die D arstellung der Flöze dieses B lattes. A uf diesen Beilage- 
b lä tte rn  sind die sulfidischen Erze, und zw ar ge trenn t Zink
blende und Bleiglanz, und von den oxydischen E rzen die 
Galm eilager und Brauneisenerzlager ausgeschieden. Die 
K arten  zeigen auch die Grenzen der V erbreitung des erz
führenden Dolomits, die w ichtigsten Auswaschungen und 
die .abgebauten Flächen. Geologische Profile sind sowohl 
den H au p tb lä ttem  als auch den B eilageblättern  beigefügt. 
Das D iluvium  is t m it den F arben  des obem  D iluvium s 
wiedergegeben, aber als solches unbestim m ten A lters 
bezeichnet. Die ä ltes ten  au f der K arte  dargestellten 
Schichten sind kulm ischen Alters. Das produktive K arbon 
ist in  die Randgruppe, die Sattelgruppe und die M ulden
gruppe eingeteilt. In  den Profilen t r i t t  z. T. noch R o t
liegendes auf, sonst folgt über dem  K arbon s te ts  sogleich 
oberster B untsandstein  bzw. R öt. Eine sehr weitgehende 
Gliederung h a t der M uschelkalk erfahren. D er untere 
M uschelkalk (W ellenkalk) gliedert sich in  2 G ruppen zu 
je 2 Zonen, von  denexr die .wichtigste die untere Zone des
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obern W ellcnkalkes, der erzführende. Dolom it, ist. Der 
m ittlereT M uschSrälk  ist einheitlich dargestellt, der obere 
in zwei A bteilungen und 3 S tufen gegliedert. Auf dem  
B la tt Broslaw itz tre ten  auch bun te  Tone und Mergel des 
Keupers zutage. Das T ertiä r ist ausnahm slos Miozän. 
Es sind brakischc und m arine Tegel und L eithakalk  un ter
schieden.
Erz und Eisen in Deutschlands Zukunft. Von Dr. J. R e i

c h e r t ,  G eschäftsführer des .Vereins D eutscher Eisen- 
und S tah l-Industrieller. 2(5 S. m it 2 Abb. Berlin 1918, 
Carl H eym anns Verlag.
D er Verfasser g ib t einen kurzgefaßten Ü berblick über 

die bedeutsam e E ntw icklung der deutschen Eisenindustrie 
und ste llt dabei dem außerordentlich großen B edarf D cutsch- 
1 arids an  Eisenerzen die verhältnism äßig geringfügige 
heimische Erzgewinnung gegenüber. Demzufolge fordert 
e r  fü r die künftige Sicherstellung und W eltgeltung der 
deutschen E isenindustrie eine ausreichende Verm ehrung 
der einheim ischen E rzlagerstä tten  im Wege der Anglicderung 
von benachbarten  Landesteilen m it reichen Erzvorkom riien 
in  Ost und W est sowie den Abschluß von  Friedensver
trägen, welche die dauernde A usbeutung von ausländischen 
Erzlagern, nam entlich auch  solchen in  Übersee, un te r 
voller W ahrung der deutschen In teressen gewährleisten. 
Man wird den Darlegungen R eicherts durchgehends bei- 
pfiiclvten. Kl.

Zur Besprechung eingegangeiie Bücher.
(Die S chriftleitung b eh ä lt sich eine Besprechung geeigneter 

W erke vor.)
B e c k , R ichard : A braham  G ottlob W erner. E ine kritische 

W ürdigung des B egründers der m odernen Geologie. 
Zu seinem hundertjäh rigen  Todestage. 49 S. m it 8 Abb. 
und 3 Taf. Berlin, Gebr. B orntraeger. P reis geh. 2,50 ,k.

K a tz c r ,  F ried rich : Geologische F orm ationsum rißkarten
von Bosnien und der Herzegowina auf der topographi
schen U nterlage der S pezia lkartenb lä tte r 1 : 75 000. 
(Sonderabdruck aus den V erhandlungen der k. k. 

geolog. R eichsanstalt, 1910, N r. 13) 9. B la tt, Zenica 
und Vares. Sarajevo, Bosnisch-herzegowinisch-geolo- 
gische L andcsanstalt.

K u c h a r s k i ,  W .: S tröm ungen einer reibungsfreien Flüssig
keit bei R o tation  fester K örper. Beiträge zu r T urbinen
theorie. 147 S. m it Gl Abb. M ünchen, R. Oidenbourg. 
P reis geh. 5,70 M.

S tc l lw a a g ,  A .: Die R ohstoffgrundlagen der deutschen
E isenindustrie im  X X . Ja h rh u n d e rt. (Eine Fricdens- 
frage) 55 S. m it Abb. und 0 Schaubildern. Berlin, 
B cdazet Buchvcrlag. P reis geh. 2,50

Zeitschriftenscliau.
(Eine E rk lä ru n g  d er h ierun ter vorkom m enden A bkürzungen 
von Z eitschriften tite ln  ist nebst Angabe des E rscheinungs
ortes, N am ens des H erausgebers usw. in  Nr. 1 au f den 
Seiten 17 -  19 veröffentlicht. * bedeu te t T ext- oder 

Tafelabbildungen.)

Mineralogie und Geologie.

D ie  E is e n e r z e  d e r  C a m p in e  ( R a u n e i s c n e r z e  u n d  
C a rtip in e e 'rz e )  u n d  ih r e  w i r t s c h a f t l i c h e  B e d e u tu n g .  
Von K rusch. Z. pr. Geol. A pril. S. 54/7*. Beschreibung 
des V orkom m ens der beiden E isenerzarten . Die E rze und 
ihre Verwendungsm öglichkeiten. Schätzung d er anstehen 
den V orräte.

• D ie  E r g e b n i s s e  d e r  n e u e r n  T ic f b o h r u n g c n  im  
S te in lc ö l i le n f e id c  v o n  K c n t  u n d  d ie  g e o lo g is c h e  
S t e l l u n g  d e r  d o r t i g e n  K o h le .  Von Sim m ersbach. 
(Schluß.) Z. pr. Geol. April. S. 57/62*. Ü bersicht der bis 
1914 bekann t gewordenen fossilen F lo ra  d e r p roduktiven  
S teinkohlenform ation in  K ent. Die Ergebnisse der neuern 
Bohrungen. D er Zusam m enhang des K ent-K ohlcnfcldes 
m it den festländischen V orkom m en-von  N ordfrankreicli, 
Belgien und W estfalen.

G e o lo g ie  d e s  l c r e ta z e i s c h e n  K o h le n g e b ie te s  im  
m i t t l e r n  H a m m a n a ta l ,  L ib a n o n .  Von W olff. Z. pr. 
Geol. April. S. 51/4*. E rläu te rung  der geologischen Ver
hältn isse des L ibanons und des H am m anatales. Angaben 
über die einzelnen K ohlenvorkom m en, die jedoch keinen 
lohnenden Abbau versprechen.

D ie  f o s s i le n  K o h le n  B o s n ie n s  u n d  d e r  H e rc e g o -  
v in a .  Von K atzer. (Forts.) Bergb. u. H ü tte . 1. Jun i. 
S. 19(5/203*. B eschreibung der B raunkohlenablagcrungen 
von Ljesljani-Ccrovica, Vodiccvo und P rusc i sowie d e r  dem 
m ittle rn  und obem  U nagebiet angehörenden V orkom m en 
von L jusina und K rupa . (Forts, f.)

D ie  L ig n i t e  d e r  U m g e b u n g  v o n  F e ld b a c h  in  
S te i e r m a r k .  Von S tiny . (Schluß.) Bergb. u. H ü tte .
1. Jun i. S. 193/G. Beschreibung d er Aufschlüsse a n  den 
F und- und a lten  B etriebstellen. '.Nach dem  Ergebnis der 
angeste llten  U ntersuchung sind die Lignite bei Feldbacb 
m it A usnahm e der V orkom m en von Schweins, P aldau und 
R eitling  n ich t als abbauw ürdig  anzusehen.

Bergbautechnik,

M o d e rn  m e th o d s  o f s h a f t  s in k in g .  II. Von M ax
well. Coll. G uard. 2G. A pril. S. 843/5*. K urze Angaben 
über die Gefrier-, V ersteinungs- und Scnkschachtverfahren. 
A bteufen u n te r  A nw endung von D ruckluft. Die V erfahren 
von H aase, H onigm ann, Wolski, P a ttb e rg  und Sassenberg.

D ie  K o n z e n t r i e r u n g  d e r  P e c s c r  ( F ü n f k i r c h c n e r )  
G r u b e n b e t r i e b e .  Von Jic insky. (Forts.) M ont. Rdsch.
1. Jun i. S. 278/82*. Die Tagesanlagen des N eu-Franz- 
Josefschachtes, d e r ein  in E isenbeton ausgeführtes F örder
gerüst m it d a rin  un tergeb rach ter K cepefördcnnascliine 
e rh a lten  h a t. Lage und A bteufen des N eu-Schrollschachtcs. 
(Schluß f.)

S p ü l e i n r i c h t u n g  im  G r o ß t a g e b a u b c t r i e b c .  Von 
Brennecke. (Schluß.) B raunk. 31. Mai. S. 91/6*. E r 
gebnisse der U ntersuchungen über die Beschaffenheit und 
V erlegung d er R ohrleitungen. K ippe und D äm m e. Ge
s ta ltu n g  des Betriebes. K urze A ngaben über K osten, W irt
schaftlichkeit und B etriebserfahrungen.

T h e  b y - p r o d ü c t  c o k e  o v e n  in  t h e  U n i te d  S ta te s .  
Von B lauvclt. Coll. G uard. 12. A pril. S. 744/5*. 19. April. 
S. 796/7*. D er B au und B e trieb 'n eu ze itlich er Koköfen 
m it N ebengew inhungsanlagen in  A m erika. Die Zahl dieser 
Öfen h a t  sich von 1911 -  1917 von 4624 au f 7660 verm ehrt 
und soll Ende 1918 10 400 erreichen.

W i r t s c h a f t l i c h e r  V e r g le ic h  z w is c h e n  D a m p f -  
u n d  E l e k t r o b e t r i e b  im  E r d ö l g e b ie t e  B o r y s la w -  
T u s ta n o w ic e .  Von G utm ann. Bergb. u. H ü tte . 1. Juni. 
S. 189/92. D urchrechnung und G egenüberstellung der 
A nlage- und  B etriebskosten  fü r den  gegenw ärtigen D am pf- 
und den em pfohlenen elektrischen B etrieb. Darlegung 
seiner sonstigen V orteile.

Dampfkessel- und Maschinenwesen.
S e l b s t s c h ü r e n d e  T r e p p e n r o s t e .  Von P radel. 

Z. D am pfk. B etr. 7. Jun i. S. 177/80*. Allgemeines über 
R oste -und ih re Beschickung. Beschreibung d er von den  
D eutschen Babcockw erken für ihre T reppenrostc bei Ver-
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feuerung von Rohbraunkohlc verw endeten Schürvorrich- 
tung. Ergebnisse von dam it angestelltcn V erdam pfungs- 
versuchen. B a u a rt und W irkungsweise der selbstschüren
den  Schw ingrostfeuerung der B autzener Feuerangsanlagen- 
Gesellschaft.

D e r  E i n f l u ß  d e s  K e s s e l s t e in e s  a u f  d ie  L e i s tu n g  
u n d  S ic h e r h e i t  d e r  D a m p f k e s s e l .  Von K rauß . (Forts.) 
W iener D am pfk. Z. Mai. S. 46/8. Besprechung d er A b
sorption  und Em ission strah lender Energie von Gasm assen 
und Flam m en. (Forts, f.)

S p a r s a m k e i t  im  S te in k o h l e n v e r b r a u c h .  Von 
B rettm ann . Z. Dam pfk. B etr. 7. Jun i. S. 180/1. A n
weisungen dafür, wobei au f die Verw endung zweckmäßiger 
Roste, die K ühlung der R oststäbe, K esselspeisung m it ganz 
reinem W asser und die Aussonderung des Koks aus den 
Feuerungsrückständen hingewiesen wird.

D a m p f e r z e u g u n g  d u r c h  E l e k t r i z i t ä t .  Von H öhn. 
W iener D am pfk. Z. Mai. S. 48/50*. Besprechung d e r  im'. 
O ktober 1916 angestellten  Versuche an  einem Kessel, bei 
dem d er D am pf m it Hilfe elektrischer Heizung erzeugt wird. 
(Schluß f.)

D ie  A u s n u tz u n g  d e r  A b w ä rm e , in s b e s o n d e r e  
b e i W ä r m e k r a f tm a s c h in e n .  Von H eilm ann. (Schluß.) 
Z. D am pfk. B etr. 24. Mai. S. 164/7*. H eißlufttrocknung 
und Verdam pfungstrocknung. Dämpfen, Im prägnieren und 
Eindam pfen. Die E inrichtungen der Saline Schöningen in 
Braunschweig zur A bw ärm causnutzung.

V e r s u c h e  m it  E r d ö l r ü c k s t ä n d e n  im  G eg e n  - 
k o lb e n ö lm o to r .  Von Scheller. Petro leum . 1. Mai. 
S. 543/6*. H ergang und Ergebnisse d er Versuche, die m it 
russischen, rum änischen und kalifornischen R ückständen 
sowie m it m exikanischem  und kalifornischem  Rohöl an 
der Junkerssclien Ölmaschine vorgenom m en worden sind.

Elektrotechnik.
R e g e lu n g  v o n  e in -  u n d  m e h r p h a s ig e n  W e c h s e l

s t r o m  - K o m m u ta to r m a s c h in e n  m i t t e l s .  G l e i c h 
s t r o m .  Von Osnos. (Schluß.) E . T. Z. 6. Jun i. S. 224/7*. 
M itteilung der Ergebnisse von verschiedenen m it der zweiten 
Regelungsart ausgeführten  Versuchen.

D ie  W i r k u n g s g r a d f r a g e  b e i  M a s c h in e n  m it  
A lu m in iu m w ic k lu n g e n .  Von Schönwald. El. u. Masch. 
26, Mai. S. 238/9*. Die im allgem einen durch den Alu
m inium ersatz der K upferw icklungen cin tretende Ver
schlechterung des W irkungsgrades. Besprechung des
Falles, in dem  eine Maschine m it A lum inium wicklungen für 
die Forderung, den W irkungsgrad der K upferm aschine zu 
erreichen, entworfen werden kann.

W a s s e r k r a f t a u s n u tz u n g  u n d  J J .e ic h s k r a f tn e tz .  
Von v, W inkler, E l. u. Masch. 2. Jun i. S. 251/5. P rüfung 
der D urchführbarkeit und w irtschaftlichen Zweckmäßigkeit 
der vorhandenen Vorschläge au f Zusam m enziehung der 
W asserkräfte, V erm inderung der Zahl der K raftanlagen 
und Beseitigung ä lte rer W erke. (Schluß f.)

D e r  T o d  d u r c h  S t a r k s t r o m  u n d  d ie  R e t t u n g s 
f ra g e .  Von Jellinek. E . T. Z. 6. -Juni. S. 221/4, K ritische 
Besprechung der in  derselben Zeitschrift erschienenen Aus
führungen B oru ttaus. Bekäm pfung seiner abweichenden 
A nschauungen und V ertretung  der angegriffenen 'eigenen 
u n te r M itteilung neuer Tierversuche.

Hüttenwesen, Chemische Technologie, Chemie und Physik.
D e r  A n t h r a z i t  a l s  R e d u k t i o n s m i t t e l  f ü r  Z in k 

e rz e . Von M ühlhaeuser. M etall u. Erz. 22. Mai. S. 163/5 
Die an  die zur R eduktion der Zinkerze dienende Kohle zu

stellenden Anforderungen. U ntersuchung eines fü r diesen 
Zweck geeigneten pennsylvanischen A nthrazits.

D ie  U n te r s u c h u n g  d e r  M e ta l le  d u r c h  R ö n t g e n 
s t r a h l e n .  Von Janus. St. u. E . 6. Jun i. S. 508/14*. 
E inleitende Bem erkungen über R öntgenstrahlen , ihre E n t
stehung und Erzeugung, ihre O ptik  und ihre W irkungen. 
Die Vorgänge beim D urchgang der R ön tgenstrah len  durch 
M aterie. (Forts, f.)

D ie  K o h l e a u s n u t z u n g  u n d  d ie  K a l i i n d u s t r i e .  
Von Spackeier. Kali. 1. Jun i. Si 169/75*. .D e r  heutige 
S tand der A usnutzung von  Stein- und B raunkohle. Die 
w irtschaftlichen Bedingungen für den K ohlenbezug und 
K ohlenprcis von K aliwerken. D er E influß der Kohlen
vergasung au f die technischen E inrich tungen  einer Chlor
kalium fabrik.

E in e  V e r e in f a c h u n g  d e r  K a l i b e s t im m u n g .  Von 
H ü ttn e r. K ali. 1. Jun i. S. 178/9. Vorschlag, s ta t t  des in  
Alkohol unlöslichen Chlorbarium s das alkohollösliche B arium 
brom id und an  Stelle von Salzsäure Brom wasserstoffsäure 
zu verwenden.

Gesetzgebung und Verwaltung.
D ie  L o h n p f ä n d u n g  n a c h  d e r  B u n d e s r a t s v e r o r d 

n u n g ,  v o m  13. D e z e m b e r  1917. A r b e i tg e b e r  u n d  
L o h n b e s c h la g n a h m c .  Von Jessen. S t. u. E .. 6. Juni. 
S. 515/8. E rläu te rung  der B estim m ungen d er B undesrats
verordnung.

Volkswirtschaft und Statistik.
Ü b e r  d ie  w i r t s c h a f t l i c h e  V e r w e r tu n g  u n s e r e r  

K o h le n s c h ä tz e .  Von Schleyer. M ont. Rdscli. 1. Juni. 
S. 275/8. Hinweis au f die bisherige V erw ertung der Kohle 
und die N otw endigkeit ih re r w irtschaftlichem  A usnutzung. 
Die B edeutung d er Nebenerzeugnisse Benzol, Am m oniak 
und Teer. (Schluß f.)

B r e n n s to f f a u s n u tz u n g  in  a u s lä n d i s c h e r B e le u c h -  
tu n g .  Von Dyes. (Forts.) B raunk. 31. M ai. S. 9G/8. 
Ausländische A ngaben über E rfahrungen  in  der H erstellung 
und  V erwendung von K alzium karbid, A zetylen und schwe- 
felsauerm  Am m oniak. (Forts, f.)

D ie  E i s e n e r z v o r r ä t e  d e r  g r o ß e m  E n t e n t e s t a a t e n  
E u r o p a s .  Von Behr. (Forts.) Bergb. 23. Mai. S. 323/5.
30. Mai. S. 337/40. 6. Jun i. S. 353/6. Allgemeine A n
gaben über das französisch-lothringische Erzgebiet und 
die Beschaffenheit des Erzes. K urze Kennzeichnung der 
M inettevorkom m en im Becken von N ancy, im  Orne-, 
Landres- und Tucqueguieux-Bezirk des Beckens von Briey 
sowie in  den Becken von Longw y und Crusnes. Zu
sam m enstellung der E rzvorrä te Französiscli-Lothringens. 
Die Eisenerzvorkom m en in  d e r N orm andie. (Forts, f.)

Verkehrs- und Verladcwesen.
L is t s  I d e e n  z u m  d e u t s c h e n  E is e n b a h n w e s e n .  

Von M eyer. (Forts.) Areh. Eisenb. H. 3. S. 379/405. L ists 
Theorien zum  Eisenbahnwesen. G rundzüge der L inien
führung und Vorschläge fü r den geographischen Ausbau 
eines deutschen E isenbahnsystem s. O rganisation und 
F inanzierung d er E isenbahnuntem ehm ungen. (Schluß f.)

Personalien.
Dem  G eneraldirektor d er A. Riebeckschen M ontan

werke A.G., Bergm eister H o f f m a n n  in Halle, sind das 
E iserne K reuz am  weiß-schwarzen Bande und die R ote- 
Kreuz-M edaille d r itte r  Klasse verliehen worden.


